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Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
70. Sigung des Abgeordnetenhauſes vom 20. Juni. 
11 Uhr. Am Miniſtertiſche Dr. Friedenthal, Geh. Räthe Rüdorff, Hoff⸗ 
mann, Rötger, Miniſterial⸗Director Mac⸗Lean u. A. 
Das Haus tritt in die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend 
die Umzugskoſten der Staatsbeamten. 
Bei $ 1, welcher die allgemeinen Beſtimmungen über die Vergütung der 
n nach Maßgabe der alten preußiſchen Rangordnung bon 1817 
A 


alt, nimmt das Wort NN 
bg. Witte: Der vorliegende Geſetzentwurf iſt wegen der Bedenken 
egen die Beſtimmungen der alten Rangordnung und ihre Ungerechtigkeiten 
den einmal in die Commiſſion zurückverwieſen worden. Bei der vorigen 
Leſung wurde geltend gemacht, daß es völlig unbillig fei, daß Beamte von 
feiner beſtimmten Rangklaſſe, wie Oderförſter, Geiſtliche, Gymnaſiallehrer und 
Kreisbaubeamte in Bezug auf die Umzugskoſten nicht die Hälfte von dem 
erhalten, was die Mitglieder der fünften Rangklaſſe beanſpruchen können, 
während jene doch ihrer Stellung, ſowie ihrer wiſſenſchaftlichen Bildung nach 
dieſen entſchieden gleichzuachten ſind. Die Commiſſion erkennt dies auch 
vollſtändig an, aber trotzdem und obgleich fie in ihrem ſchriſtlichen Bericht 
ſelbſt die einſchneidendſte Kritit der alten Rangordnung liefert, kommt fie 
ſchließlich doch zu dem Reſultat, Ihnen die Beibehaltung der Beſtimmungen 
dieſer Rangordnung zu empfehlen, indem ſie ſich hierbei einfach durch Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründe leiten läßt. Sie geht nämlich davon aus, daß es bedenk⸗ 
lich fei, die alten Rangbeſtimmungen, welche ſchon dem Geſetz über die Woh⸗ 
nungsgeldzuſchüſſe zu Grunde gelegt worden, jetzt plötzlich wieder umzu⸗ 
ſtoßen. Sollten Sie ſich ebenfalls durch dieſe Zweckmäßigkeitsrückſichten leiten 
laſſen, fo bitte ich Sie, wenigſtens eine, die bedeutendsten Ungerechtigkeiten 
befeitigende Reſolution zu dem Geſetz anzunehmen, in welcher Sie die 
Regierung auffordern, „die Beſtimmungen des § 9 des Geſetzentwurfes, be⸗ 
treffend die Umzugskoſten der Staatsbeamten, in dem Sinne auszuführen, 
daß Ungleichheiten zwiſchen gleich vorgebildeten und in gleich wichtigen Amts⸗ 
ſtellen befindlichen Beamten vermieden werden; und demgemäß die zur Ans⸗ 
führung der entſprechenden Beſtimmungen des Geſetzes vom 24. März 1873, 
betreffend die Tagegelder und die Reiſekoſten der Staatöbeamten, und des 
Geſetzes vom 12. Mai 1873, betreffend die a N bon Wohnungs: 
n n, erlafjenen Circular⸗ Verfügungen, einer Reviſion zu unter 
werfen. 

Regierungs:Comm. Geh. Reg.⸗Rath Rüdorff: Ich möchte bitten, den 
Antrag des Vorreduers abzulehnen, weil derſelbe zu allgemein gehalten, 
und deshalb praktiſch von gar keiner e Der Antrag iſt um ſo 
bedenklicher, als er wieder auf die Frage der Wohnungsgeldzuſchüſſe zurück⸗ 
greift, während die Mehrheit der Budget⸗Commiſſion mit der Regierung 
we ni daß hierin endlich einmal ein Abſchluß gemacht wer: 

en muß. 

Abg. Freiherr v. d. Reck: Ich bin mit dem Abg. Witte völlig darin 
einverſtanden, daß in den Beſtimmungen der Rangordnung eine große Un⸗ 
gerechtigleit für die angeführten Beamten liegt, ich kann aber der Reſolution 
nicht beitreten, weil ſie nicht weit genug geht und ibre Conſequenz zieht. 
Ein Oberförſter rangirt augenblicklich ar der fünften Rangklaſſe und 
wenn er Forſtmeiſter wird, ſo tritt er ſofort in die vierte über, ebenſo iſt es 


der Fall mit einem Gymnaſiallebrer, der Director wird, und ein äbnliches 
Verhältniß beſteht für die Kreisbaubeamten. Es wird alſo bierbei einſach 
die fünfte Klaſſe überſchlagen, und es wäre doch nicht mehr als billig, wenn 
jene Beamten, wie es ihrer Stellung und Bildung zukommt, wirklich jetzt 
in die fünfte Klaſſe geſtellt würden. Die Reſolution Witte berückſichtigt nur 
die finanzielle Seite und ich kann dieſelbe deshalb nicht annehmen. 

Abg. Löwenſtein erklärt ſich ebenfalls gegen die Reſolution, weil man 
wohl ſich über concrete Beſtimmungen einigen könne, nicht aber über eine 
wich wie fie der Antrag enthalte, die durch ihre Allgemeinheit völlig 

rthlos ſei. 
= im indthorſt (Bielefeld) weiſt darauf hin, daß es nicht möglich fei, 
alle Beamtenklafien einzeln im Geſetz aufzuführen; in ſeiner Allgemeinheit 
enthalte der Antrag Witte ein Princip, welches des Zweckes halber unbe⸗ 
dingt angenommen werden müſſe, da ja von allen Seiten die beſtehende Un: 
gerechtigkeit anerkannt worden. f : i 

Referent Abg. Schröder (Königsberg) bittet, die Reſolution abzulehnen, 
weil dieſelbe eine Rückwirkung auf die Wohnungsgeldzuſchüſſe üben würde. 
Die Regierung könne viel beſſer ohne jeden Zwang die lleinen beſtehenden 
Ungerechtigkeiten ausgleichen. l 

1—10 werden hierauf unverändert angenommen. $ 11 nimmt 
vorläufig die Eiſenbahnbeamten von dieſem Geſee aus. 
f 1775 Berger wünſcht, daß möglichſt bald dieſe Ausnahme 
allen möge. 

Der Regierungs Commiſſar erklärt, daß für dieſe Kategorie der 
Beamten bereits ein Specialgeſetz in Ausarbeitung begriffen ſei. 

Der Geſetzentwurf wird ſchließlich mit der Reſolution Witte unverändert 
Angenommen. D f 5 . 

as Haus erledigt hierauf ohne Discuſſion in erſter und zweiter Be⸗ 
rathung den Geſetzentwurf, betreffend die Reiſekoſten und Diaten der 
— — des Hauſes der Abgeordneten, ſowie den Bericht der Bud⸗ 
get⸗Commiſſion, betreffend den Bericht der Staatsſchulden⸗Commiſſion über 
die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens im Jahre 1874, und geht 
ſodann über zu dem Bericht der Budget⸗Commiſſion, betreffend die Ueber⸗ 
fit über die Verwaltung der ſisealiſchen Bergwerke, Hütten 
und Salinen des preußiſchen Staats im Jahre 1874. 

Der Antrag der Commiſſton geht dahin, den Bericht durch die mitgetheilte 
Ueberſicht für erledigt zu erklaren. 

Abg. Dr. Naſſe: Bei der erſten Berathung dieſes Berichts entſtand eine 
Debatte über die Frage, welchen Urſachen die Verminderung des Arbeit: 
Effectes auf den fiscaliſchen Gruben in den Jahren 1873 und 1874 zuzu⸗ 
ſchreiben ſei. Der Referent erklarte daß die Frage eine eingehende i 90. 
in der Commiſſion finden werde. Die Commiſſion iſt zu der Erkenntni 
kommen, daß es hierzu eines ben Eindringens in die ſpeciellen Ver⸗ 
bältniffe der einzelnen Grubenbetriebe bedürfe. Sie erklärt ſelöſt, daß es ihr 
dazu an dem nöthigen Material gefehlt habe. Nichtsdeſtoweniger ergeht ſich 
der Bericht in langeren Erörterungen über die Frage, die mich zu einer 
kurzen Replik nöthigen. Was die Behauptung betrifft, die Steigerung der 
Löhne ſei die Urſache des verminderten Arbeitseffeets auf den fiscalſen 
Gruben, ſo nimmt der Bericht ſelbſt Oberſchleſien aus. Nach den Studien 
eines Commiſſtonsmütgliedes entſpreche dort die Lohnſteigerung nur der all⸗ 
gemeinen Preissteigerung, auf der größten Grube fei daher auch eine Ver⸗ 
minderung des Arbeitseffeets gar nicht eingetreten. Aun iſt aber in Ober: 
chleſien die ene thalſächlich viel größer als auf den andern Gru⸗ 

en, namentlich den Scarbrüder, nach den Berechnungen der Staatsregierung 
in zehn Jahren 122—124 pC. fär die verfahrene Schicht, in Saarbrücken 
nur 50 pCt. Nun müßte doch, wenn die Lohnerhöhung die Ardeitsleiſtung 
verminderte, die Wirkung da beſonders ſtark fein, wo die Urſache beſonders 

roß iſt, — deſſen iſt das Degen eil der Fall. Auch in Saarbrücken ift 

u den Jahren, in denen die Lohnſteigerung am raſcheſten fortſchritt, ein 
Herabgehen der Leiſtung nicht bemerkbar. Im Gegentbeil, noch in dem Bes 
richt, den am 16. November 187 mitten in der Schwindelperiode die Staats: 
regierung erſtattete, hebt ſie die continuirliche Steigerung des Arbeitserfolges 
rühmend herbor und conſentirt dieſelbe mit engliſchen und belgischen Ver: 
hältniſſen, wo ein Gleiches nicht eingetreten. 

In Betreff der kleinen Abnahme in den Jahren 1873—74 aber batte ich 
die Vermuthung ausgesprochen, daß dabei zwei Urſachen mitwirkend gewefen: 
1) die e e vieler ungeübter Arbeiter. Es freut mich, conſtatiren 
1 die Vertreter der königlichen Staatsregierung in der Com: 
miſſton die Mitwirkung dieſes Moments ausdrücklich anerkannt haben. 2) 
Die Vornahme umfangreicher Ausrichtungsarbeiten auf den Gruben. Wenn 
der Bericht dieſe Thatſache bezweifelt, ſo verweiſe ich auf die eigenen Berichte 
der königlichen Staatsregierung, welche z. B. am 16. N er⸗ 


zu können, da 


} November 1873 
klärte, daß zur rg 0 der Leiſtungs fähigkeit der Gruden zahlreiche und 
umfaſſende Aus⸗ und Vorrichtungsarbeiten im Gange ſeien, und ſich zu 
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ihrer n jedem Jahr wachſende Mittel im Etat hat bewilligen 
laſſen. Im Einzelnen bat Profeſſor Brentano nachgewieſen, daß auch im 
Jabre 1873 auf vier Gruben der Arbeitseffect geſtiegen und daß die Ver⸗ 
minderung auf jeder der übrigen in den veröffentlichten Betriebsberichten 
ſelbſt nur auf Ausrichtungsarbeiten und ungünſtigere Lagerungsverhältniſſe 
zurückgeführt wird. Dazu kommt nun 8) die ſocialdemokratiſche Agitation, 
welche den Arbeitern vielfach die Arbeitsfreudigkeit geraubt hat. Sie ſteht 
in dieſer Beziehung im Gegenſas zur Lohniteigerung. Sie vermindert die 
Arbeitsluſt, während beſſerer Lohn in der Regel auch die Arbeitsluſt ver⸗ 
mehren wird. Nichts aber pflegt auf die Arbeitsleiſtung ſo einzuwirken, wie 
die Arbeitsfreudigkeit. Ich beitreite durchaus nicht die Nothwendigkeit, unter 
den gegenwärtigen Verbältniſſen die Löhne auf den Gruben wieder berabzu⸗ 
ſetzen. Ich zweifele auch nicht, daß die Bergverwaltung in dieſer Beziehung 
mit der großen Humanität verfabren wird, die ſie in allen Beziehungen zu 
den Arbeitern ſo rühmlich auszeichnet. Ich mache ihr noch weniger einen 
Vorwurf daraus, daß fie ſich bemüht, die Leiſtungen der Arbeiter zu ſteigern. 
Im Gegentheil, ich bin überzeugt, daß eine Steigerung der Leiſtungen un: 
ſerer gewerblichen Arbeiter in qualitativer wie in quantitativer Hinſicht für 
uns eine dringende Notbhwendigkeit iſt, aber ich kann mich bis jetzt noch nicht 
davon überzeugen, daß eine Herabſetzung der Löhne dazu das geeignete Mittel 
iſt. Ich verwahre mich dagegen, daß die traurige Nothwendigkeit umfaſſen · 
der Lohnreductionen, in der wir uns zur Zeit befinden, präconiſirt werde 
als Mittel, um einen an ſich erſtrebenswerthen Zweck zu erreichen. Ich 
glaube vielmehr, daß, von einzelnen Ausnahmen abgeſehen, noch immer 
das Wort richtig iſt, das jener große ſchottiſche Nationalökonom, den Nie: 
mand ſocialiſtiſcher Tendenzen beſchuldigen wird, vor hundert Jahren aus: 
ſprach: The liberal reward of labour increases the industry of the 
common people. 

Abg. Dr. Hammacher: Es kann ſelbſtverſtändlich nicht davon die Rede 
ſein, daß die Leiſtungen der deutſchen Arbeiter von 1872 bis 1874 in allen 
Gegenden und in allen Geſchäſtszweigen gleichmäßig nachgelaſſen haben. 
Was aber den Bergbau betrifft, fo iſt es eine beachtenswerthe Thatſache, 
118 bei der Bergwerksproduction Preußens 1872 4201 Centner, 1873 
4137 Centner und 1874 nur 4176 Centner auf den Kopf der dabei beſchäf⸗ 
tigten Arbeiter entfielen. Dieſer Rückgang von 1872 auf 1873 erfolgte bei 
einer gleichzeitigen Lohnſteigerung, die im Oberbergamts⸗Bezirk Dortmund 
durchſchnittlich 20 Procent betrug. Mit Recht bat deshalb die Berg⸗Verwal⸗ 
tung ihren Beamten empfohlen, bei Feſtſtellung der Gedingelöbne darauf zu 
achten, daß dem Arbeiter der genügende Anreiz bleibt, ſein Einkommen durch 
erhöhte Leiſtungen zu vermehren. Die Budget Commiſſion ſpricht ſich durch⸗ 
aus nicht gegen die beſſeren Bezüge der Arbeiter aus. Ich perſönlich weiß 
ſehr wohl, daß bei hoch entwickelten Induſtrien, wie ſie England und Frank⸗ 
reich beſitzen, die höchſten Löhne gezahlt werden. Die Löhne müſſen aber den 
Leiſtungen entſprechen, und der intelligente Arbeitgeber wird mit verſtändigem 
Auge abmeſſen, wo die Grenze liegt, bei der es dem Arbeiter unmöglich 
wird, durch größere Geſchicklichkeit und größeren Fleiß mehr zu leiſten und 
u verdienen. Es kommt nicht darauf an, akademiſch zu unterſuchen, wie die 
oͤhne auf die Arbeiter einwirken, ſondern praktiſch feſtzuſtellen, wie im Inter⸗ 
sie der Arbeiter und der Arbeitgeber das wirthſchaftliche Wohl beider durch 

ormirung der Gedinge und Lohnſätze am beſten gefördert, und namentlich 
Deutschlands Wohlftand wieder gehoben wird. Ob erhöhte Löhne den Arbeiter 
zu erhöhten Leiſtungen anſpornen, hängt weſentlich von dem Grade feiner 
Bildung und ſeines ökonomiſchen Sinnes ab. Der Lazzaroni wird dadurch 
nicht beeinflußt. Zu dem deutſchen Arbeiter habe ich aber das Vertrauen, 
daß er immer mehr leiſten wird, wenn er dadurch mebr erwirbt. Vor allen 
Dingen aber muß die Erhöhung der Geſchicklichteit und des Fleißes nicht 
durch Anregung falſcher und ſchädlicher Begriffe und Anſchauungen über 
Lohn und Arbeit gefährdet werden. 2 

Der Bericht wird hiermit für erledigt erklärt. Ebenſo erledigt das Haus 
obne Discuſſion den Bericht der Rechnungs⸗Commiſſion über die Ueberſicht 
von den Staatseinnahmen und Ausgaben des Jahres 1874, ſowie 
durch unveränderte Annabme den vom Herrenhauſe in veränderter Faſſung 
zurückgelangten Geſetzentwurf, betreffend die Vertheilung der öffent⸗ 
ichen Laſten bei Grundſtückstheilungen und die Grün dun 
neuer Anſiedelungen in den ſechs öſtlichen Provinzen, und gebt hieran 
zur erſten Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Bewilligung von 
Staatsmitteln zur Beſeitigung der durch die Hochwaſſer im 

rühjahr 1876 herbeigeführten Verheerungen und gemeingefährlichen Bu: 
ſtände über. 

Abg. Stengel: Die große Ueberſchwemmung der Elbe im Frübjahr d. J. 
get nicht allein in den betroffenen Gegenden felbit, ſondern im ganzen Lande 
o ſebr die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen, daß es geboten er⸗ 
cheint, die Urſachen derſelben ſo genau als möglich feſtzuſtellen. Oberhalb 
der Stadt Schönebeck theilt ſich die Elbe in zwei Arme, die al te Elbe und 
die Stromelbe, die eine große Inſel, den 10; bis 15,000 Hectaren umfaſſen⸗ 
den Elbenauer Werder, umſtrömen. Dieſer Werder, der ſehr tief liegt, war 
ſtels ſtarken Ueberſchwemmungen ausgeſetzt und die Bewohner wendeten ſich 
deshalb mit der Bitte um Abhilfe an die Regierung, die den Plan faßte, 
die alte Elbe zu reguliren, den unteren ſchlechten Lauf zu ſchließen und die 
alte Elbe um Magdeburg berumzufübhren und erſt unterhalb dieſer Stadt 
wieder in die Stromelbe einmünden zu laſſen. Gleichzeitig wurde der Elbe⸗ 
nauer Deichverband begründet, deſſen Statuten die Anlage eines Ueberfall⸗ 
webrs von höchſtens 8 Fuß Kronenhöhe und eines Fluthwaſſerprofils von 
120 Ruthen zur Grundlage haben. Nun wurde mit der Ausführung der 
Werke begonnen. Es wird behauptet, daß die großen neuen Deiche auf dem 
Elbenauer Werder gegenüber der Stadt Schönebeck von vornherein viel zu 
nahe an das eigentliche Strombett der Elbe gelegt worden ſind. 

Man nimmt an, daß die Elbe zu dem gefahrloſen Abfluß ihres Hoch⸗ 
waſſers eine Breite des Hochfluthbettes von mindeſtens 250 Ruthen haben 
muß, dagegen beträgt die Entfernung von dem großen neuen Damm auf 
dem Elbenauer Werder bis zu den erſten Häuſern von Schönebeck nur 135 
Ruthen. Bei der ganzen Anlage iſt alſo auf den Abfluß des Hochwaſſers 
durch die Elbe weſentlich gerechnet worden und das dortige Hochprofil von 
20 Ruthen und die Pegelhöhe von 8 Fuß — alſo etwas unter dem mitt⸗ 
leren Waſſerſtande der Elbe — waren außerordentlich wichtige Beſtimmungen. 
Bei der Ausführung iſt biervon nun leider erheblich abgewichen. An die 
Stelle des Ueberfallwehrs don 120 Ruthen Breite und von 8 Fuß Pegelböhe 
iſt ein großer feſter Damm von 22 Fuß Höhe getreten, welcher nur an einer 

telle ein mit 324 Schutztafeln verſedenes Stauwehr don 30 Ruthen Breite 
bat. Es liegt nun in der Natur der Sache, daß dieſes Stauwehr, ſelbſt, 
wenn dieſe 324 Schutztafeln gezogen ſind, keineswegs dem Hochwaſſer einen 
ſo freien Ablauf geſtattet, wie das früher beſchloſſene Streichwehr. Die 
Sperrung des Abfluſſes eines über 1500 Fuß breiten Flußarmes durch einen 
feſten Damm mit einem Wehr von fo mäßiger Oeffnung ift ein Werk von 
der äußerſten techniſchen Verwegenheit. Der Grund dieſer Ausführung liegt 
wohl darin, daß man über den Schutz des Elbenauer Werders alle anderen 
Rückſichten vergaß und die Folgen aus den Augen ließ, die eine ſolche An⸗ 
lage nach anderen Richtungen nothwendig haben mußte. Dieſe eclatante 
Aenderung der Vorflulh an der Elbe iſt gemacht worden, ohne daß den Ber 
wohnern jener Gegenden auch nur ein 9. f Mal Gelegenheit geboten 
wäre, ihre Bedenken geltend zu machen. Der Magiſtrat von Schönebeck hat 
zwar zweimal, in den Jahren 1858 und 1860, eine Eingabe an das land⸗ 
wirthſchaftliche Miniſterium gemacht, iſt aber, wie er behauptet, beide Male 
ohne Beſcheid geblieben. Ebenſo wie die Anlage ſelbſt, war auch die Hand⸗ 
babung derſelben eine völlig falſche. 

Obgleich man in Folge telegraphiſcher Nachrichten ganz genau den Tag 
und die Stunde der Fluth vorausberechnen konnte, ſo geſchah doch nichts zur 
Abwehr, weder Schuptafeln wurden gezogen, noch das Wehr geoͤffnet, und 
und ſo geſchah, was vorausſichtlich kommen mußte. Das Waſſer ſtaute ſich 
bei feinem Heranfluthen, und in kurzer Zeit war die ganze Umgegend auf 
dem linken und rechten Ufer der Elbe auf Meilen hin überſchwemmt. Erſt 


nach den Tagen der größten Hochfluth begann man Schutztafeln zu dd, 


und zwar auf directen Befehl von Berlin, hatte jedoch nach drei Wochen 
kaum zwei Drittel der vorhandenen gezogen. Unter ſolchen Umſtänden richte 
5 an die Staatsregierung die Frage, was ſie zu thun gedenkt, um der 

iederkehr ähnlichen Unglücks, das ſich bei Eisſtopfung u. em noch bedeu⸗ 


Zeitun 


Expedition: — Nr. 20. Außerdem übernehmen ale Poſt⸗ 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Taßen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 21. Juni 1876. 


tend vergrößern muß, zu begegnen, und ferner, ob ein Theil der Unter⸗ 
ſtützungsſumme für die Wiederaufrichtung jenes unglückſeligen Wehrs, die 
ich abſolut nicht billigen kann, verwendet werden ſoll. Im Uebrigen finde 
ich die Unterſtſitzungsſumme, für welche die Verpflichtung der Rückgewähr 
nicht beſtehen ſoll, in der Höhe von 500,000 Mark als viel zu niedrig ge⸗ 
griffen; die nothwendige Summe beläuft ſich mindeſtens auf über 1,200,000 
Mart, und wenn auch ein Theil ſchon durch Liebesgaben gedeckt worden, jo 
muß ich doch die Erhöhung jener Summe auf 1,0 0,000 Mark beantragen. 
Ich boffe, daß das Haus in Anbetracht der Sachlage dieſem Antrage zus 
ſtimmen wird. 5 

Abg. v. Bon in: Mit Recht hat der Vorredner die großen Uebelſtände 
bei der diesjährigen Hochfluth auf dem linken Elbufer hervorgehoben. Ich 
bin Vertreter derjenigen Theile des Kreiſes Jerichow I., welche auf dem 
rechten Elbufer liegen. Die Bewohner des linken Elbufers ſind diesmal 
zwar am ſchwerſten betroffen worden, aber ihnen ſind dieſe Beſchädigungen 
neu, während die Bewohner des rechten Elbufers bereits ſeit langer Zeit 
von denſelben heimgeſucht werden. Der Vorredner hat bereits betont, daß 
die von der urſprünglichen Abſicht abweichende Ausführung und die ſchlechte 
Handhabung der Deichanlagen den größten Theil der Schuld an dem berurs 
ſachten Unglück tragen und namentlich auch die Beſchädigung des zum Schutze 
des Ueberfluthungsterrains der alten Elbe angelegten koſtbaren Deiches ber- 
urſacht haben. Uebrigens bin auch ich der Meinung, daß dem Schadenerſatze 
der betroffenen Privatperſonen in ausgiebigerer Weiſe Rechnung getragen 
werden muß, als dies in der Vorlage geſchieht. 

Miniſter Dr. Friedenthal: Ich ftehe dieſer Angelegenheit völlig unbe⸗ 
fangen gegenüber. Die Anlagen, über die hier Beſchwerde geführt wird, ſind 
zu einer Zeit beſchloſſen, die lange Jahre vor meiner Amtsübernahme lag 
und waren ſo gut wie beendet, ehe ich mein Amt antrat. Ich habe mit 
denſelben zu tbun gehabt, als in der Hauptſache nichts zu ändern war. Das 
obne Antwort gebliebene Geſuch, welches vorher erwähnt wurde, iſt im Jahre 
1860 oder 1861 ergangen und nicht erſt in näher gelegener Zeit. Was ferner 
die Vorgänge bei der Ueberflutbung ſelbſt betrifft, jo kann man ja dem lands 
wirthſchaftlichen Miniſterium daraus aud keinen Vorwurf machen, da es 
nichts Sonderbareres giebt, als wenn von der Centralſtelle aus bei derartigen 
Naturereigniſſen, bei denen ein ſofortiges locales Einſchreiten nöthig iſt, In⸗ 
ſtructionen gegeben werden ſollten, die ja allgemein in das entgegengeſetzte 
Reſultat umſchlagen müßten, wenn die Behörden mit ſpeciellen Befu nifen 
das für den Augenblick Erforderliche tbun. Ich habe an ſämmiliche Regie⸗ 
rungen eine ausdrückliche Verfügung erlaſſen, worin ich ſie darauf aufmerk⸗ 
ſam machte, daß Hochwaſſer vorausſichtlich in hohem Maße eintreten würde, 
alle Vorſichtsmaßregeln dem gegenüber zu treffen. Was nun die Sache ſelbſt 
betrifft, ſo bat die Regierung ihre Pflicht in vollem Maße anerkannt, un⸗ 
mittelbar nach Eintritt der Dammbrüche und Ueberſchwemmungen eine ge⸗ 
naue Unterfuhung über den Sachverhalt eintreten zu laſſen. Es iſt daher 
eine Immediatcommiſſion eingeſetzt worden, beſtehend aus ſolchen Mitglie⸗ 
dern verſchiedener Miniſterien, welche niemals mit der Sache etwas zu ibun 
hatten, um von vornherein jede Parteilichkeit auszuschließen, und unter dem 
Vorſitz eines hervorragenden Rathes des Finanzminiſteriums, der ebenfalls 
abſolut nicht betheiligt war. Dieſe Immediatcommiſſton erhielt den Auftrag: 
1) aus den Acten, durch Zeugenvernehmung und auf jede geeignete Weiſe 
eue während und unmittelbar vor der Ueberfluthun ſtattgehabten 
eg zu 90 1 ü 51 Id 0 655 scat: beſtimmten Beamten irgend 
ein Vergehen zur Laſt fiele un or e zu machen, wie i 
Abhilfe geſchafft werden ſolle. ra 258 in Jan 

Die Commiſſien hat ausführlich an das königl. Staatsminiflerium darüber 
berichtet und N über dieſe 3 Punkte geäußert. Mit Ausnahme eines 
Punktes hat der Vorredner die Sache richtig dargeſtellt. Dieſer Punkt be⸗ 
trifft die Ziehung des Wehrs, welche allerdings vom 22. bis 26. Februar, 
alſo in den Tagen der größten Hochfluth, ftattgefunden hat und nicht, wie 
der Vorredner ſagt, erſt nach dem 26. Ich würde bereit ſein, das event. 
durch Zeugenausſagen zu bekräftigen. Es trägt dies aber zur Sache nichts 
bei, da das, was erreicht werden follte, nicht erreicht iſt; und ich ſtimme 
daher in der Hauptſache mit dem Vorredner überein. In Bezug auf den 
zweiten Punkt, die Verſchuldung von Perſonen, wird es der Regierung üder⸗ 
laſſen bleiben müſſen, das Nöthige zu thun. * der Hauptſache endlich iſt 
die Commiſſion darauf binausgekommen, daß die Uebelſtände zwar nicht 
ausſchließlich, aber doch in erheblichem Umfange dadurch eingetreten find, 
daß die Anlage des Wehrs vor und während der Ueberſchwemmung nicht in 
geböriger Weiſe erfolgt iſt. Die Vorſchläge, welche nun die Commiſſion zur 
Abhilfe dieſer Uebelſtände gemacht hat, geben darauf hinaus, die Her⸗ 


ſtellung des Wehrs und die Handhabung des Umflutheanals fo zu modi⸗ 


fieiren, daß dieſe Uebelſtände in Zukunft vermieden werden. Um das aber 
zu erreichen, müſſen ſehr ſchwierige Veranſtaltungen getroffen werden, bei 
welchen es immer darauf ankommen wird, zwiſchen den ſich etwa gegenüber⸗ 
ſtehenden Intereſſen einen Mittelweg zu finden. Um Ihnen darzulegen, daß 
die Sache mit Energie betrieben werden wird, bemerke ich, daß die alte Bau⸗ 
commiſſion außer Thätigkeit geſetzt und ein neuer Bautechniker und Admi⸗ 
niſtrativbeamter 2 und alles im beſten Gange iſt. Auf techniſche 
Details kann ich hier natürlich nicht eingeben, weil dieſelben doch keinen 
Zweck haben würden; ich glaube aber, daß Sie aus meiner ſachlichen Dar⸗ 
legung geſeben haben werden, daß die Staatsregierung nach Eintritt des 
Unglücks alles gethan bat, was nothwendig war, und ich kann auch für die 
Zukunft alle Vorſichtsmaßregeln, die in menſchlichen Kräften ſteben und ihre 
ſtrikte Anwendung verſprechen. Was die Unterſtützungen anbetrifft, ſo wird 
man dieſelben zunachſt dazu verwenden, um geſchehene Schäden nach Moͤg⸗ 
lichkeit gut zu machen; das Specielle wird ja den Einzelunterſuchungen zu 
überlafjen fein. 

Abg. Kantak wünſcht, um Irrthümern in der Interpretation des 
Geſetzes vorzubeugen, eine Erklarung von Seiten der Staatsregierung, daß 
auch die Fluthbeſchädigten im Stromgebiet der Warihe nach Maßgabe der 
u Gebote ftebenden Mittel unterftügt werden ſollen. Es ſei ferner die Ans 
licht in der Bevölkerung verbreitet, daß die fortificatoriſchen Brückenbauten 
bei Poſen die Möglichkeit einer Ueberſchwemmung erleichterten, es ſei des⸗ 
halb wünſchenswerth, daß von Seiten der Regierung dieſe Verhältniſſe einer 
genauen Prüfung unterzogen werden, damit nicht im Volke die Meinung 
auſkomme, den fortificatoriſchen und ſtrategiſchen Maßregeln ſtänden alle 
** Rüäckſichten nach. 

iniſter Friedenthal erklärt, daß auch das N der Warthe 
nach den Beſtimmungen der Vorlage behandelt werden ſollte. 

Abg. Windthorſt (Meppen) begrüßt die Vorlage mit Befriedigung und 
conſtatirt, daß auch die Flußgebiete, welche minder große Beſchädigungen 
erlitten und deshalb in der Vorlage nicht namentlich aufgeführt find, alſo 
ans > 8 der Ems, dem Sinne nach in die Vorlage einbe⸗ 
griffen fin . 5 

Die erſte Berathung wird biermit geſchloſſen und ſogleich zur 
Specialberathung übergegangen. 

$ 1 beſtimmt in feiner Nr. 2, daß nicht nur den Gemeinden zur Wieder⸗ 
herstellung der beſchädigten Deiche ꝛc., ſondern auch den einzelnen Fluth⸗ 
beſchädigten Unterſtützungen zur Erhaltung im Haus⸗ und Nahrungsſtande 
gewährt werden können. 7 
Abg. Petri beantragt auch die durch den ei am in Caub Beſchädigten 
in dieſer Poſition namentlich aufzuführen. Der Antragſteller bezeichnet ſein 
Amendement lediglich als ein redactionelles, da es wodl im Sinne der Vor- 
lage liege, die Beſchädigten in Caub nach demſelben Maßſtabe zu behandeln 
wie die Beſckavigten in den anderen Stromgebieten. Das ſei eine einfache 
Forderung der Billigkeit, wenn auch keine juriſtiſche Verpflichtung. Die in 
den folgenden Paragraphen für die Stadt Caub ausgeworfene Summe jet 
nur dem dortigen Magiſtrat zur Verfügung geſtellt, um Bauten auszuführen, 
zu deren Herſtellung eigentlich die Regierung verpflichtet ſei. Zwar wolle er 
nicht entſcheiden, ob das 5 2 Unterſtüzung einzelner Perſonen in 
Caub vorhanden ſei, jedoch ſeien ihm authentiſche Nachrichten zugegangen, 
daß einzelne Beſitzer der verſchütteten und polizeilich geräumten Häufer in 
arger Bedrängniß leben. 

Regierungs⸗Commiſſar don Kehler erklärt, daß bei der Redaction der 
Vorlage nicht die Abſicht geberrſcht habe, den einzelnen Beſchädigten in Caub 
eine Unterſtützung zu gewähren. Ueber die reichlich eingetretene Privatwohl⸗ 
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blehnung des Amendements P 
tigen Bevölkerung keine Hoffnungen erregt würden, welche ſpäter nicht erfüllt 
werden könnten. g 

Abg. Jacobi beſtätigt als Referent der Petitions⸗Commiſſion die Angabe 
des Abg. Petri, daß eine Anzahl von Hausbeſitzern in Caub um die Gewäh⸗ 
rung einer angemeſſenen Entschädigung petitionirt hätten mit der Begründung, 
daß ihre polizeilich geräumten Häuſer als Bollwerk für die Staatseifenbahn 
benutzt wurden. Er beantragt die Petitionen durch die Annahme der Bor: 
lage für erledigt zu erklären. : 

Er Petri betont nochmals dem Regierungsvertreter gegenüber, daß 
er die Bedürfnißfrage in Caub keineswegs entſcheiden wolle, daß es aber 
eine Forderung der Billigkeit ſei, wenn der Regierung die Facultät gegeben 
wird, daß fie Beihilfe gewähren kann, zumal da authentiſche Nachrichten das 
Vorbandenſein eines Nothſtandes beftätigten. Redner weiſt auf den üblen 
Eindruck hin, den eine jo ungleiche Behandlung auf die dortige Bevölkerung 
machen müſſe. 5 

Abg Cremer wendet ſich gegen die Nr. 3 des Paragraphen, welche be⸗ 
ſtimmt, daß Summen verwendet werden ſollen zur Wiederherſtellung der 
durch die Hochfluthen beſchädigten fiscaliſchen Bauanlagen und zur Errich⸗ 
tung von Wohnungen für die bei der fiscaliſchen Saline zu Schönebeck an⸗ 
geſtellten Arbeiter, und beantragt die Streichung dieſes Paſſus. Es ſei un⸗ 
geeignet, den Fiscus unter die Nothleidenden aufzunehmen und das Hoch⸗ 
waſſer als Vorwand zu benutzen, um die Bewilligung von Summen zu er⸗ 
langen, welche eigentlich in den Etat hätten eingeteilt werden müſſen. Es 
ſei ferner unzweckmäßig, einen Theil der Unterſtützung als Darlehn zu geben 
und den Leuten, wenn ſie faſt ihren Schaden ausgewetzt hätten, die ge⸗ 
währte Unterſtützung durch Abpfändung ihrer Mobilien wieder zu entziehen. 
Es würden ſich dann die Fälle wiederholen, welche nach dem Erlaß des 
Dotationsgeſetzes für die Reſerviſten fo peinliches Aufſehen erregt hätten. 

Der Regierungs⸗Commiſſar legt auf die Beibehaltung der ange⸗ 
fochtenen Nr. 3 des § 1 großen Werth, da es ſich hier nicht um eine Unter: 
ſtützung des Fiscus, ſondern um die Entfernung eines allgemeinen Scha⸗ 
dens handele. 

Abg. Miquel iſt bei der Geſchäftslage des Hauſes und da die Verwei⸗ 
jung an eine Commiſſion augenblicklich kein weiteres Licht über die Anger 


legenheit verbreiten könne, geneigt unter Ablehnung aller Amendements, 


der Regierung die Verantwortung zu überlaſſen und ibr die geforderte 
Summe zur discretionären Verwendung zu ftellen, da die Details der Ber: 
wendung doch im jetzigen Zeitpunkte nicht feſtgeſtellt werden könnten. 

Abg. Oſterrath hält die Verbindung des Fiscus mit den Unter⸗ 
ſtützungsbedürftigen für böchſt bedenklich, da bei der gewichtigen Vertretung 
des Fiscus die Gefahr vorliege, daß zunächſt ſeine Bedürfniſſe und erſt in 
zweiter Reihe die der Privaten zur Berückſichtigung gelangen möchten. We⸗ 
nigſtens hält Redner eine entgegengeſetzte Erklärung der Regierung für ſehr 
wünſchenswerth. 

u Windthorſt (Meppen) wünſcht ebenfalls die vom Vorredner er: 
betene Erklärung, weil es nicht denkbar ſei, daß es ſich bei einem Nothſtands⸗ 
geſetz prinzipiell um fiscaliſche Zwecke handele. Aus den vom Abg. Miquel 
angeführten Gründen iſt er gewillt, der Regierung das nötbige Vertrauen 
zu ſchenken, ohne jedoch prinzipiell alle Amendements zurückzuweiſen. Der 
eg Petri liege fo klar im Sinne des Geſetzes, daß es eigenilich nur 

onſtatirung deſſelben, nicht aber der Stellung eines beſonderen An⸗ 
trages bedurft hätte. Dagegen ſei er nicht gewillt, für den Antrag Stengel 
zu ſtimmen, da es bedenklich ſei, auf den Antrag eines einzelnen Abgeord⸗ 
neten hin ohne weitere Specification eine ſolche Erhöhung der Summe zu 


bewilligen. Sollte ſich ein Mehrbedürfniß einſtellen, ſo würde der künftige 


Landtag wobl das Nöthige bewilligen. . 
Der Regierungs⸗Commiſſar erklärt, daß es keineswegs im Sinne 


der 860 Naß line, die Staatsbauten in erſter Linie zu berückſichtigen. 


Geh. Rath Lindig weiſt darauf hin, daß das Haus, um die Arbeiter 
bei anderen Staatswerken ſeßhaft zu machen, gleichfalls die Mittel zu Ar⸗ 
beiterwohnungen bewilligt babe. Bei der Aufſtellung des Etats habe ſich 
das bervortretende Bedinfniß in Schönebeck noch nicht ermeſſen laſſen und 
da daſſelbe noch durch die Obdachloſigkeit von 51 Arbeiterfamilien erhöht 
wurde, ſo habe die Regierung die erſte formell zuläſſige Gelegenheit benutzt, 
um vom Hauſe die nöthigen Geldmittel bewilligt zu erhalten. 

Abg. Röckerath iſt der Anſicht des Abg. Miquel, daß eine Aenderung 
der Vorlage einer Ablehnung derſelben gleich komme. Es ſei zu bedauern, 
daß die Vorlage ſo ſpät an das Haus gelangt ſei, zumal da für die Privat⸗ 
intereſſenten ſo ungünſtige Beſtimmungen getroffen ſind. Jedenfalls werde 
er für den Antrag Stengel ſtimmen, da es für die Abgeordneten aus den 
Inundationsgebieten großer Ströme auch ohne weitere Specification erſicht⸗ 
lich ſei, daß eine Summe wie die zur freien Unterſtützung geforderte, nicht 
hinreichend ſei. . 5 i 

Miniſter Friedenthal: Ich will durch einige Worte die über den Sinn 


des Geſetzes beſtehenden Zweifel zu zerſtreuen ſuchen. Das Geſetz enthält 


drei Verwendungszwecke, welche in drei verſchiedene Reſſorts fallen. Die 
Verſtärkung und Verbeſſerung der fiskaliſchen a reſſortirt vom Handels: 
miniſterium und beanſprucht eine Summe von 1,500,000 Mark. Ferner ſoll 
einzelnen Beſchädigten zur Erhaltung im Haus: und Nahrungsſtande und 
Gemeinden zur Wiederherſtellung ihrer gemeinnützigen Anlagen Unter⸗ 
ſtützungen aus Staatsmitteln gegeben werden. Hierfür ſollen dem Miniſterium 
des Innern unter detaillirten N 1,500,000 Mark 

ispoſition geſtellt werden. Von dieſer Summe ſoll 7 als Geſchenk 
und % als Darlehn gegeben werden. Der dritte Theil fällt in mein Reſſort 
und betrifft die n und nothwendige Verbeſſerung der beſchä⸗ 
digten Deiche und Uferſchutzwerke und der damit in Verbindung ſtehenden 
Anlagen. Hierfür find 2,500,000 Mark zur discretionaren Verwendung der 
Regierung geſtellt. Für die objective Beihilfe der Beſchädigten in Caub, 
d. ig Herſtellung eines Zuſtandes, durch welchen die Wiederkehr eines 
ſolchen Schadens für die Zukunft verhindert werden ſoll, wird die Summe 
von 455,000 Mark dem Miniſterium des Innern zugewieſen werden. Für 
die einzelnen beſchädigten Perſonen daſelbſt iſt keine Unterſtützung in Aus⸗ 
ſicht genommen, weil, wie ich gebört habe, dazu kein Bedürfniß vorliegen 
Ik — en Angaben kann ich natürlich aus einem mir fremden Reſſort 
nicht machen. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen und darauf der Antrag Cremer a b⸗ 
gelehnt, dagegen der Antrag Petri und mit demſelben $ 1 ange: 
nommen. f 

§ 2 beſtimmt, daß von der für die Communen und Privaten ausgeſetzten 
Unterſtützungsſumme ein Geſammtbetrag bis zu 500,000 Mark als Geſchenk 
gegeben werden kann. a e 

oe Stengel beantragt, dieſe Summe auf eine Million Mark zu 
er en. 


een ee 


Damit wird die Discuſſion geſchloſſen und der § 2 mit den Anträgen; die früheren Antr 
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e wurden preußiſcherſeits gemacht, als noch unſere Bun⸗ 


1 
Petri und Stengel ebenſo wie die übrigen Paragraphen des Geſetzes ge⸗ desgenoſſenſchaft fie auf den Norddeutſchen Bund beſchränkte. Durch den 


nebmigt. 

Letzten Gegenſtand der Tagesordnung bildet die erfte Berathung des Ge- 
etzentwurfs, betreffend den an den Kronfideicommißfonds zu lei- 
tenden Erſatz für die aus der Herrſchaft Schwedt zur Staats- 
kaſſe gefloſſenen Einnahmen. 

Der Geſetzentwurf wird ohne Debatte auf Antrag des Abg. Schmidt 
(Stettin) an die Budget⸗Commiſſion zur Vorberathung verwieſen. 

Hiermit iſt die Tagesordnung erledigt. 

Abg. Windthorſt (Meppen) fragt den Präſidenten, ob er nicht beab- 
ſichtige, die 1 der Regierung, daß der Staatsſecretär von Bülow 
und der Präſident des Reichskanzleramtes Hofmann zu preußiſchen Miniſtern 
ernannt worden ſeien, im Haufe zur Discuſſion zu ſtellen. Die Thatſache 
ſei eine ſo wichtige, daß es angemeſſen erſcheine, an dieſelbe eine Berathung 
reſp. Beſchlußfaſſung zu knüpfen. Gleichzeitig bittet er den Präſidenten, mit 
den Organen der Regierung und dem Präſidium des Herrenhauſes in Ver⸗ 
bandlungen über den Abſchluß der parlamentariſchen Arbeiten zu treten. 
Bei der Fülle des noch vorliegenden geſetzgeberiſchen Materials ſei Ausſicht 
vorhanden, daß die Mitglieder des Hauſes überhaupt nicht mehr nach Hauſe 
kämen, wenn man alle Vorlagen noch erledigen wolle. Es ſei die höchſte 
Zeit, die Arbeiten abzubrechen, und man könne dies um ſo eher, als die 
Ausſicht, noch in dieſer Seſſion die Städteordnung und das Competenzgeſetz 
zum Abſchluß zu bringen, nach den Beſchlüſſen der Herrenhaus⸗Commiſſion 
gleich Null geworden ſei. : 

Der Präſident erklärt ſich bereit, die Mittheilung der Regierung über 
die Ernennung v. Bülow's und Hoffmann's zu preußiſchen Miniſtern auf 
die Tagesordnung einer der nächſten Sitzungen zu ſtellen. Was die Ar⸗ 
beiten des Hauſes betreffe, fo liege bis zum Schluß der Woche noch genügen⸗ 
des Material zur Erledigung vor; nach Ablauf dieſes Termins werde ſich 
Bae der Beſchlüſſe des anderen Hauſes das Schickſal der Vorlagen 

erſehen laſſen. 

Abg. Miquel richtet an den Abg. Windtborſt die Frage, welchen Zweck 
er eigentlich mit ſeinen Bemerkungen verfolge. Jedenfalls könne doch das 
Haus nicht ſeinerſeits plötzlich die Arbeit einſtellen und nach Hauſe gehen. 
Die Ausſicht auf das Zuſtandekommen der Städteordnung und des Compe⸗ 
tenzgeſetzes ſei allerdings erheblich geſchwunden, das Haus dürfe aber des⸗ 
halb nicht die Seſſion ohne Weiteres abbrechen, ſondern müſſe dem Volke 
wenigſtens klar legen, welchen Factor der Geſetzgebung die Schuld des 
a ab Geſetze treffe, und welche Differenzen dieſes Scheitern ver⸗ 
anlaßt haben. 

Abg. Windthorſt (Meppen) erwidert, daß der ac feiner Bemerkungen 
nur der geweſen ſei, die Frage des Schluſſes der Seſſion bei den Präſidien 
beider Häuſer und bei der Regierung in Anregung zu bringen. Ein weiteres 
Verhandeln über die Städteordnung halte er nach den Beſchlüſſen der Herren⸗ 
bauscommiſſion für durchaus unfruchtbar, da er nicht vorausſetzen könne, 
daß das Abgeordneienhaus ſelbſt die Abſicht habe, in willenloſer Nachgiebig⸗ 
keit feine früheren Beſchluͤſſe fallen zu laſſen. 

Nächſte Sitzung: Mittwoch 11 Uhr (Befähigung zum böheren Ver⸗ 
waltungsdienſt, mehrere kleinere Vorlagen und Petitionen). Schluß 2% Uhr. 


19. Sitzung des Herrenhauſes (vom 20. Juni). 


12 Uhr. Am Minniſtertiſche Geh. Räthe Beinert, v. Cranach, Delacroix 
Burkhardt, Rode, Miniſterialdirector Weishaupt u. A. 

Zur Einleitung der Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend den Aus⸗ 
tritt aus den jüdiſchen Syna gogengemeinden, referist über die den⸗ 
ſelben Gegenſtand behandelnden Petitionen 

Landrath von Winterfeld: Die Petitionen befürworten zum Theil die 
Annahme, zum Theil die Ablehnung des Geſetzentwurfes; die Ablehnung 
zumeiſt aus der Befürchtung, daß durch den Geſetzentwurf dem Indifferentis⸗ 
mus, dem kraſſeſten Individualismus Thür und Thor geöffnet werden, daß 
nur Ehrgeiz, nur egoiſtiſche Motive die Veranlaſſung zu Austritten ſein 
würden, die Synagogengemeinde zu Emden insbeſondere glaubt, daß dem 
nur durch das Erfordern einer eidesſtattlichen Verſicherung ſeitens des Aus⸗ 
tretenden vorgebeugt werden könne, daß er nur aus religiöſen Motiven aus⸗ 
treten wolle. Die Annahme des Entwurfes dagegen wird ebenſo entſchieden 
durch die ſichere Erwartung befürwortet, daß dadurch dem gegenwärtig be⸗ 
ſtehenden Indifferentismus entgegengetreten werden würde. Zum Theil 
wird eine Amendirung des Geſetzes, namentlich die Einführung einer Be⸗ 
ſtimmung empfohlen, wonach auch ganzen Gemeinden die Möglichkeit eines 
Austritts aus den Synagogen gewährt wird. Derartige Amendirungen 
halte ich nicht für geboten, dieſe Möglichteit ſpeciell wird ſchon durch den 
$ 8 des Entwurfs gewährt, jene eidesſtattliche Verſicherung aber iſt etwas 
rechtlich Unzuläſſiges, Unmögliches. Das Geſetz ſelbſt erachte ich für ein 
dringendes Bedürfniß, es kann nicht billig fein, Perſonen zu einer Bei⸗ 
ſteuer für eine Religionsgemeinſchaft zu nöthigen, der fie im Herzen nicht 
mehr angehören. 3 

In der Generaldiscuſſion bittet zunächſt Stadtrath Friedländer zu 
Bromberg um Annahme des zen Man bat gejagt, es ſeien keine Juden 
bier im Haufe, das iſt unrichtig, Herr v. Rothſchild und ich find es. Ich hege 
die feſteſte Ueberzeugung, daß dieſes Geſetz gute Früchte tragen werde, es 
wird die Gemeinden reinigen. 2 

Baron von Senfft: Die ſchlechten Zeitungen haben die Meinung ber» 
breitet, das Herrenhaus ſei ein Feind des Judenthums. Es iſt das eine 
große Unwahrheit. Jeder ehrliche Chriſt muß Sympathie für das Juden⸗ 
thum haben ſchon aus dem einfachen Grunde, weil er das alte Teſtament 
ebenſo anerkennt wie die Juden. — Dies Geſetz iſt unterm 29. März dem 
Abgeordnetenhauſe vorgelegt, deute, wo es im Herrenhauſe zur Berathung 
gelangt, ſchreiben wir den 20. Juni. Was find das für Buftände ? (Redner 
eitirt hierauf der Reihe nach Aeußerungen ſämmtlicher Redner, die bei den 
Debatten im Abgeordnetenbauſe geſprochen haben über dieſes Geſetz, und 
ſucht daraus nachzuweiſen, daß die Verhältniſſe, welche dieſes Geſetz regeln 
will, auch bei Annahme deſſelben durchaus unklar, widerſpruchsvoll und ver⸗ 
wirrt bleiben. Die Sache ſei daher legislativ noch gar nicht genügend vor⸗ 
bereitet; das Geſetz ſchaffe nur neue Verwirrung und ſei daher abzulehnen. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh.⸗Rath Haaſe ſetzt nochmals die Tendenz des 
Geſetzes nach den Motiven der Regierungsvorlage auseinander und bittet 
das Haus, die Vorlage, ſo wie ſie aus dem Abgeordnetenhauſe herüberge⸗ 
kommen, unverändert anzunehmen. N 

Die erſten fünf Paragraphen werden hierauf unverändert in der Faſſung 
der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe angenommen. 5 

In $ 6, der von der Wirkung der Austrittserklärung handelt, iſt u. A. 
nach der Faſſung der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe beſtimmt: 

Das Recht der Mitbenutzung des Begräbnißplatzes der Synagogen⸗Ge⸗ 
meinde bleibt dem Ausgetretenen auf die Dauer der in Poſ. 2 beſtimmten 
Friſt vorbehalten. Erworbene Privatrechte an Begräbnißſtellen werden durch 


Abg. Petri beantragt aus Conſequenz feines zu §S 1 angenommenen den Austritt nicht berührt. 


Amendements eine Aenderung, wonach die einzelnen Beſchädigten in Caub 

auch hier eingeſchloſſen werden. Ä 1 
Abg. Gärtner hätte gern noch einen weitergehenden Antrag geſtellt, 

als der Abg. Stengel, deſſen Amendement er jedenfalls unterſtützen werde. 
Als Nachtrag zu der Darſtellung der Thatſachen wolle er noch hinzufügen, 
daß die angelegten Bauten und getroffenen Vorſichtsmaßregeln nicht nur 

egen Hochwaſſer, ſondern auch gegen zu niedrigen Waſſerſtand und zur Be⸗ 
eitigung der vielfach beklagten für die Schifffahrt daraus entſtehenden Hin⸗ 
derniſſe angelegt reſp. getroffen worden ſeien. Daß fie ihrem Zwecke nicht 
entſprochen —.— babe zum großen Theil ſeinen Grund darin, daß ſie nicht 
mit der gehörigen Solidität und in dem nöthigen Umfange von Anfang an 
angelegt ſpeien. Es komme dies daher, daß der Regierung zu jener Zeit 
nicht die gehörigen Geldmittel zu Gebote ſtanden und deshalb ſei er beute 
Er Vermeidung ähnlicher Uebelſtände geneigt, der Regierung einen größeren 

redit zu bewilligen. 5 3 
Abg. Wiſſelinck verzichtet darauf, die gegebenen engeren 4 durch 
die Schilderun des Noihſtandes in den Weichſelgebieten zu vervollſtändigen, 
da derſelbe wohl hinlänglich aus den Zeitungen bekannt ſei. Er werde für 
den Antrag Stengel ſtimmen, da man zu den Selbſtverwaltungsbehörden, 
welche nach § 4 mit der Diſtribution der Unterſuchung betraut werden, das 
1 könne, ſie würden nicht mehr gewähren, als die abſolute 

otb erfordere. 
Abg. Stengel empfiehlt nochmals feinen Antrag mit der Erwägung, 
daß kein Redner ſeinen Darſtellungen einen 7 entgegengeſetzt habe 
und daß ſein Antrag der Regierung ein größeres Vertrauen ſchenken wolle, 
als die Vorlage verlange. 5 ERST 

Geh. Rath Grandte wünſcht nicht, daß der Regiernng eine weitergehende 

Befugniß eingeräumt werde. Der Antragſteller habe wohl die Intention des 
Geſetzes nicht richtig aufgefaßt. Daſſelbe wolle nicht jeglichen Schaden er⸗ 
ſetzen, ſondern nur die Beſchädigten im Haus⸗ und Nahrungsſtande erhalten. 


Wenn dies durch ein Darlehn zu erreichen ſei, ſo ſei dieſes rationeller als 


ein Geſchenk. Uebrigens würde auch die Summe der bedingungsloſen Unter: 
3 Ar erhöht durch die ſpäter ausfallenden Rückzahlungen der Zahlungs: 
unfähigen. Jedenfalls ſei es bedenklich, von der Centralſtelle aus mehr zu 

ewähren, als die mit den localen Berbältnifien vertrauten localen Behörden 
elbſt für erforderlich hielten. 


Leiſtungen, welche auf einem anderen Verpflichtungsgrund, als auf der 
ee zur Synagogen⸗Gemeinde beruhen, werden durch dieſes nicht 

erührt. 

Hierzu N v. Kleiſt⸗Retzow in Verbindung mit dem Oberbürger⸗ 
meiſter Becker (Dortmund): 1) die Worte „auf die Dauer der in Poſ. 2 
beſtimmten Friſt“ (d. h. bis zum Schluß des Kalenderjahres) zu ſtreichen; 
und ſodann demſelben Satze hinzuzufügen: „Zu etwaigen Leiſtungen für den 
Begräbnißplag bleiben die Ausgetretenen verpflichtet, dis ihr Bedürfniß nach 
einem Begräbnißplatz anderweitig befriedigt iſt.“ 2) den letzten Satz alſo 
zu faſſen: „Leiſtungen, welche nicht auf der perſönlichen Angehörigkeit zur 
Synagogengemeinde beruben, insbeſondere auch sämmtliche Leiſtungen für 
Zwecke der öffentlichen jüdiſchen Schulen, jedoch mit Ausnahme der Reli⸗ 
Pane der Synagogen» Gemeinden, werden durch dieſes Geſetz nicht 

erührt.“ 

Miniſter des Innern Eulenburg erklärt ſich wiederholt gegen die An⸗ 
nahme des v. Kleiſtſchen Amendements über die Begräbnißpläge, aus dem 
Grunde, daß mit jener Annahme die Hauptpointe des Geſetzes, das, was 
die in dieſer Beziehung Sachverſtandigen als einen glücklichen Griff bezeichnet 
haben, verloren gehen würde, nämlich die Garantie gegen feivoletz Austreten 
aus der Synagogengemeinde, die in der Anhänglichkeit der Juden an die 
Begräbnißplätze im höchſten Maße begründet ſei. Gerade aus dieſem Grunde 
bittet v. Kleiſt⸗Retzow, ſeinem Antrage zuzuſtimmen, denn dieſe Aeußerung 
des Miniſters ſei der beſte Beweis für ſeine Nothwendigkeit in dem Grade, 
daß ohne ihn die Freiheit, die das Geſetz gewähren ſoll, geradezu wieder 
genommen ſe i. g 

Mit großer Mojorität entſcheidet ſich danach das Haus für Annahme der 
v. Kleist ſchen Anträge und demnächſt des ganzen Geſetzes. g 

Ohne Discuſſion wird ſodann der Geſetzentwurf, betreffend die Mobiliar: 
Aae in dem früheren Fürſtenthum Hohenzollern⸗Sigmaringen 
genehmigt. 

Zur Beratung des Geſetzentwurfes, betreffend die Beſteuerung des 
Gewerbebetriebes im Umberziehen, erklärt, auf die Anfrage des Ober: 
bürgermeiſters von Barmen, Bredt, der Miniſter, daß die Reichsregierung 
die Abſicht habe, die Gewerbeſteuern auf das Reich zu übernehmen. 

Finanzminiſter Camphauſen: In neuerer Zeit haben wegen Ueber⸗ 
nahme der Gewerbeſteuer auf das Reich Verhandlungen nicht ftattgefunden, 


Zutritt der ſüddeutſchen Staaten ift das Einigungswerks in Bezug auf die 
directen Steuern ſehr weſentlich erſchwert worden und es ſcheint, daß die 
Reichsbehörde gegenwärtig nicht daran denkt, eine Einigungleintretentzu laſſen. 

Speciell für die Hauſirgewerbeſteuer ware es mein perſönlicher Wunſch, ſie zu 
einer Reichsſteuer zu machen, auf dieſe Möglichkeit ift der Geſetzentwurf gefaßt. 

Der Geſetzentwurf wird en bloc unverändert angenommen. Desgleichen 
der Geſetzentwurf, betreffend die Deckung der für die Weiterführung und 
Vollendung der Bebra⸗Friedländer Eiſenbahn erforderlichen Geldmittel, nach⸗ 
dem 1 der Eiſenbahn⸗Commiſſion Herr Theune deſſen Annahme 
empfohlen. ? 

Done Discuſſion wird ferner auf die Anträge der Petitions⸗Commiſſion, 
über eine Petition von Bürgern aus Cyerniejemo, Kreis Gneſen, mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß dem preußiſchen Herrenhauſe Petitionen in polniſcher Sprache 
zur Berathung nicht wohl vorgelegt werden können, zur Tagesordnung über⸗ 
gegangen; eine Petition des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Oſterode in Oſt⸗ 
preußen der königlichen Staatsregierung zu erückſichtigung, dahin über⸗ 
wieſen, daß bei Vertheilung der Staatsfonds zur Erhöbung der Lehrer⸗ 
gebälter in der Provinz Preußen die Gutsbezirke thatſächlich nicht aus⸗ 
geſchloſſen werden, und namentlich ihre Berückſichtigung nicht abhängi 
gemacht werde von dem Nachweiſe der Praſtationsunfäbigkeit in Bezug au 
ihre ſubſidiäre Verpflichtung aus § 56 der Schulordnung vom 11. Dechr. 1845. 

Ueber eine dritte Petition des Grafen von Klinkowſtroͤm zu Kocklak wegen 
einer ihm zu Unrecht auferlegten Verpflichtung zur Unterhaltung des Kirch⸗ 
ſchulhauſes zu Aßrauen, beantragt die Commiſſion in Erwägung, daß durch 
rechtskräftige Reſolute im Verwaltungswege dem Petenten der Austrag dieſer 
mae auf dem Rechtswege offen gelaſſen iſt, zur Tagesordnung über⸗ 
zugeben. 

Der Antrag wird angenommen. — Ebenſo geht das Haus über die 
Petition des 48. Communallandtages der Kurmark zu Berlin wegen Ueber⸗ 
nahme der Kriegsſchuld auf die Staatskaſſe nach kurzer Discuſſion zur 
Tag esordnung über. 

Mehrere Petitionen, betreffend die Heranziehung der See⸗ und Strom: 
Deiche in der Provinz Hannover zur Grundſteuerzablung beantragt die 
Commiſſion, der Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen in 
Bezug auf die bei der Veranlaſſung der Deiche zur Grundſteuer angewandten 
Einſchätzungsgrundſätze, und zur Erwägung, ob nicht die Deiche durch ein 
allgemeines Geſetz für grundſteuerfrei zu erklären feien. 

Nach Befürwortung dieſes Antrages durch den Berichterſtatter Stadt⸗ 
director Raſch (Hannover) vertagt ſich das Haus auf Mittwoch 11 Uhr (Reſt 
2 e Tagesordnung und Berathung der Städteordnung). Schluß 

4 Uhr. 


bat dem 
rem.⸗Lieut. 


Berlin, 20. Juni. [ Amtliches.] Se. Majeität der 1 9 
dler⸗Orden 


Major a. D. Prinzen Haſſan von Egypten, Hoheit, bisher 
& la suite des 1. Garde⸗Dragoner⸗Regiments, den Rothen 
erſter Klaſſe verliehen. f 

Se. Majeſtät der König hat dem Ober-Amtsrihter Pfafferot zu Peine 
die Schleife zum Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe; dem Sanitätsrath Dr. 
Hertzbruch zu Königsberg i. Pr. und dem Steuer⸗Inſpector Jung zu 
Wetzlar den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Bürgermeiſter Ueſ⸗ 
ſeler zu Gräfratb im Kreiſe Solingen den Königlichen Kronen⸗Orden dritter 
Klaſſe; dem emeritirten Lehrer Schulz zu Trepiow a. R. den Königlichen 
Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; ſowie dem Gemeindevorſteher Schmidt zu 
Georgendorf I. im Kreiſe Steinau das Allgemeine Ehrenzeichen verlieben. 

Se. Majeſtät der König bat den Ober⸗Regierungs⸗Rath Juncker von 
Ober⸗Conraid zu Düſſeldorf zum Vice⸗Präſidenten der Regierang in 
Breslau ernannt und dem Staatsanwalts⸗Gehilfen Kunad in Angerburg 
den Charakter als Staatsanwalt verliehen. f 

Berlin, 20. Juni. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
hatten geſtern in Ems den commandirenden General des VIII. Armee⸗ 
Corps, General der Infanterie von Göben, den Gouverneur von 
Coblenz, General der Infanterie von Beyer, den Oberpräſidenten von 
Bardeleben. den Commandeur des Königin⸗Auguſta⸗Regiments Oberſt 
von Minkwitz und den Grafen Dohna ⸗ Schlobitten zur Tafel zu: 
gezogen. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin! reiſt morgen nach 
Coblenz und wird in Jugenheim Se. Majeſtät den Kaiſer Alexander 
von Rußland beſuchen. — Geſtern empfing Allerhöchſtdieſelbe in Baden 
Ihre Königlichen Hoheiten den Großherzog und die Großherzogin von 
Baden. Reichsanz.) 

O Berlin, 20. Juni. [Die Eiſenbahnfrage. — Die 
akademiſche Gerichtsbarkeit.] Ueber die weitere Behandlung 
der Eiſenbahnfrage werden fortgeſetzt widerſprechende Gerüchte verbreitet. 
Es kann wiederholt verſichert werden, daß dem weiteren legislativen 
Vorgehen in dieſer Beziehung jedenfalls zunächſt vertrauliche Verhand⸗ 
lungen mit den einzelnen Bundesregierungen vorhergehen werden. — 
In dem Entwurfe einer deutſchen Gerichtsverfaſſung, welcher der Juſtiz⸗ 
Commiſſion des Reichstages vorliegt, iſt bekanntlich auch die Aufhebung 
der beſonderen akademiſchen Gerichtsbarkeit in Ausſicht genommen. 
Dieſe Aufhebung würde, unabhängig von der Entſcheidung der Reichs⸗ 
geſetzgebung, jedenfalls auch bei Gelegenheit des in der Vorbereitung 
begriffenen Unterrichtsgeſetzes in Betracht kommen müſſen, und zwar 
zugleich im Zuſammenhange mit den geſammten rechtlichen und 
disciplinariſchen Verhältniſſen der Studirenden. Es wird ſich dabei 
insbeſondere auch um die Frage der Beibehaltung oder Auf⸗ 
hebung der civilrechtlichen Befimmungen über das Creditweſen der 
Stu direnden handeln, ferner um das jetzt im Zuſammenhange mit 
der akademiſchen Gerichtsbarkeit ſtehende Disciplinarweſen der Univer⸗ 
fitäten, welches im Falle der Aufhebung der akademiſchen Gerichtsbarkeit 
jedenfalls durch ein Einzelgeſetz zu regeln ſein würde. Im Cultus⸗ 
Miniſterium ſind in dieſer Beziehung die erforderlichen Vorarbeiten 
bereits ausgeführt und neuerdings die gutachtlichen Aeußerungen der 
Univerſitäten darüber eingefordert worden. — Der Cultusminiſter hat 
die Provinzial⸗Schulcollegien veranlaßt, die Gymnaſialdirectlonen auf 
die von den Profeſſoren Hübner, Kirchhoff, Mommſen, Herder und 
Vahlen herausgegebene Zeitſchrift „Hermes“ noch beſonders aufmetkſam 
zu machen. we j 

[Das Reichseiſenbahnamt.] Wider deutſche (nicht baierijhe) Eiſen⸗ 
bahnen find beim Reichs⸗Eiſenbahnamt in der Zeit dom 1. Juli 1875 bis 
ultimo April 1876 im Ganzen 730 e des Publikums einge⸗ 
laufen. Von ihnen beziehen ſich 126 auf den Perſgag eiche, 355 auf den 
Güterverkehr und 249 auf andere Gegenſtände. — Das &ih8: Cifenbahnamt 
bat von dieſen Beſchwerden als begründet erachtet —— . betreffenden Eifen⸗ 
bdahnverwaltung zur Berückſichtigung aus Biligteif) ſichten empfohlen 1, 
als unbegründet Arch men 50, wegen mangelnder Zuſtändigkeit der 
Reichsgewalt nicht zur Cognition gezogen 161, auf den Rechtsweg verwieſen 
171. Die übrigen 286 Beſchwerden wurden in den meiſten Fällen mit Rück⸗ 
ſicht auf den darin behandelten Gegenſtand entweder ſofort an die zuſtändi⸗ 
gen Eiſenbahnverwaltungen abgegeben, oder es wurden die Beſchwerdeführer 
zunachſt an dieſe Verwaltungen derwieſen; die gegen eine beſtimmte Ver⸗ 
waltung nicht gerichteten Beſchwerden ſind als Material für geſetzgeberiſche 
und organifatoriihe Zwecke benußt worden. — Mit Autznahme von 16 — 
kleineren — Bahnderwaltungen mit insgeſammt 846 Kilometer Betriebslange 
Im von den Beſchwerden die ſämmtlichen Eiſenbahnen Deutſchlands (excl. 

aiern) betroffen. Beiheiligt find 2 Bahnen mit je einer Beſchwerde, wäb⸗ 
rend die Zahl der auf jede der Übrigen Bahnen fallenden Beſchwerden ſich 
zwiſchen 2 und 53 bewegt. Nach der Geſammtzahl der von den betheiligten 
Eisenbahnen in dem due Besch bezeichneten Zeſtraume zurückgelegten Achs⸗ 
kilometer würdenauf eine Beſchwerde im Durcdſchnitt 8,045,454 Achskllomeſer 
Huch dunchſchnütligz 6,303,188 pro 1. Semeſter 1875) entfallen. Dieſer 

urchſchnitt iſt bei 20 Bahnen und zwar bei einigen derſelben erheblich über: 
ne worden. Von ben iu materiellen Entſcheidung des Reichs⸗Eiſen⸗ 
ahnamtes gelangten 112 Beſchwerden waren nahezu 56 pCt. als begründet 
Es treffen ſonach auf eine Beſchwerde dieſer Art im Durch⸗ 
ſchnitt 94,728,732 Achskilometer (gegen durchſchnittlich 82,094,525 Achskilo⸗ 
meter im 1. Semeſter 1875). — Ueber den Gegenſtand der Beſchwerden und 
ihre Erledigung bleibt insbeſondere Folgendes zu bemerken: In 46 von 60 
Fällen, in welchen über ſchlechte Anſchlͤͤſſe oder ſonſtige Mängel der Fahr⸗ 
aan lade geführt war, wurde durch das Einſchriten der Reichs⸗Aufſichts⸗ 
ebörde Abhilfe geſchaffen. — Sehr zahlreich waren auch die Fälle, in wel⸗ 
chen die Nichtbeachtung der beſtehenden geſetzlichen und obrigkeitlichen Ans 
ordnungen über Publication der Fahrplan⸗ und der Tarifänderungen zu 


anzuerkennen. 


9 


moniren blieb. Die Beſchwerden über unangemeſſenes Betragen der Bahn⸗ 
polizeibeamten mußten verſchiedentlich für berechtigt anerkannt werden. 
einem Falle war der betreffende Stationsbeamte, um ſich gegen die Folgen 
ſeines Auftretens zu ſchützen, fo weit gegangen, dem Beſchwerdeführer die 
Vorlage des Beſchwerdebuches vorſchriftswidrig Kae verweigern. Auch 
die Erledigung der Reclamationen aus dem Güterverkehr geb zu vielerlei 
Klagen Anlaß und wenngleich in dieſer Beziehung eine wirklich prompte Ge⸗ 
ſchaltsführung durch die Vielköpfigkeit der Verwaltungen auch beim beſten 
Willen ungemein erſchwert wird, ſo ergaben ſich doch in mehreren Fällen 
nicht zu rechtfertigende Verſchleppungen. (Reichsanz) 
Münſter, 19. Juni. [Beſcheid.] Unterm 19. Juli v. J. er: 
ließ bekanntlich der hiefige Magiſtrat eine Glückwunſch⸗Adreſſe an den 
Biſchof von Mainz bei Gelegenheit feines 25 jährigen Biſchofsjubiläums, 
woraufhin jedes einzelne Mitglied von der hieſigen Regierung unterm 
27. Auguſt v. J. zu 90 Mark Strafe wegen der regierungs feindlichen 
Demonſtration verurtheilt und gleichzeitig der Magiſtratsbeſchluß für 
ungiltig erklärt wurde. Auf ihre Beſchwerde an den Oberpräſidenten 
erklärte v. Kühlwetter unterm 27. December v. J. die feſtgeſetzte Strafe 
für gerechtfertigt, in Folge deſſen jedes einzelne Magiſtrats mitglied eine 
Eingabe an den Miniſter des Innern machte. Inzwischen nahm der 
Abg. v. Heereman Veranlaſſung, zu zwei verſchiedenen Malen den 
Mintfter zu interpelliren, welches bekanntlich zu heftigen Debatten im 


Minifter folgender Beſcheid eingetroffen: 
8 „Berlin, den 13. Juni 1876. 

Ew. Wohlgeboren geben in der Eingabe vom .. Januar c., in welcher 
Sie über die durch Verfügung der lönigl. Regierung daſelbſt am 27. Auguft 
v. J. erfolgte Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe wegen Ihrer Betheiligung an 
der Beſchlußfaſſung des dortigen Magiſtrats über den Erlaß einer Glück⸗ 
wunſch⸗Adreſſe der ſtädtiſchen Behörden an den Biſchof don Mainz, bezw. 
wegen der Ibrerſeits erfolgten Vollziehung dieſer Adreſſe Beſchwerde führen, 
die Verſicherung, daß bei der bezeichneten Beſchlußfaſſung des Magiſtrats 
eine politiſche, regterungsfeindliche Demonſtration nicht beabſichtigt worden 
ſei, und daß Ihnen perſönlich jede derartige Abſicht fern gelegen habe. 

Ich will dieſer Verſicherung Glauben ſchenken und habe deshalb die Auf⸗ 
bebung der gegen Sie feſtgeſetzten Ordnungsſtrafe verfügt. 

Die Anlagen Ihrer oben bezeichneten Eingabe folgen anbei zurück. 

Der Miniſter des Innern Graf Eulenburg. 

An den Stadtrath N. N., Wohlgeboren zu Münſter.“ 

Hagen, 19. Juni. [Zur Wahl.] Die „Hag. Ztg.“ erhält 
von zuverläſſiger Seite nachfolgende Mittheilung: „Das national⸗ 
liberale Centralwahlcomite in Berlin hat den nationalliberalen Verein 
im Hagen erſucht, im Falle er dabei beharre, gegen Eugen Richter, 
den ſeitherigen Land⸗ und Reichstagsabgeordneten des Kreiſes, Can⸗ 
didaten aufzustellen, alles zu vermeiden, was den Anſchein erwecken 
könnte, als ob dieſes Vorgehen im Einverſtändniß mit demſelben oder 
auf Anregung oder Wunſch deſſelben geſchehe. Der nationalliberale 
Verein hat u. A. in Berlin angefragt, ob nicht Miniſter Delbrück ein 
ein paſſender Candidat für Hagen ſei. 

Gotha, 19. Juni. [Zur Leichen verbrennung! berichtet man 


der „Weimariſchen Zeitung!“? 

Die Leichenvekbrennungsfrage iſt hier neuerdings in ein Stadium ge⸗ 
treten, das die Ausführung dieſer Beſtattungsart für die nächſte Zukunft 
ſehr wahrſcheinlich macht. 
welcher am 7. Mai zu Dresden tagte, hat die dier 
Verbrennungsofens noch erforderliche Summe bis zum Betrage von 10,000 M. 
bewilligt. (5200 M. waren bereits zu dieſem Zwecke bier disponibel.) Unſer 
Staatsminiſterium hat, wie belannt, bereits erklärt, daß es gegen die Ein⸗ 

rung der facultativen Leichenverbrennung kein Bedenken habe, und der 
Stavirath bat nur aus dem Grunde die Sache bis jetzt nicht ſelbſtſtändig 
in die Hand genommen, weil ihm die nöthigen Mittel zur Herſtellung eines 
ſolchen Ofens fehlten. Es werden ihm jetzt vom hieſigen Leichenverbrennungs⸗ 
vereinsvorſtande jene 10,000 M. überwieſen werden und es liegt nun an 
dem Stadtrathe, zunächſt ein bezügliches Statut auszuarbeiten und ſolches 
der Stadtverordnetenverſammlung, ſowie ſchließlich dem Staatsminiſterium 
zur Genehmigung vorzulegen. Projectirt iſt, daß der Verbrennungsofen mit 
möglichſt verdecktem Schlote unter der Leichenhalle auf dem neuen Friedhofe 
angebracht wird, ſodaß, bevor die Verſenkung des Leichnams erfolgt, eventuell 
das kirchliche Ceremoniell ſtattfinden kann. 

München, 19. Juni. [Das Kriegsminiſterium! beabſichtigt 
an Stelle der bei der Cavallerie und den berittenen Mannſchaften 
der Feldartillerie beſtehenden Piſtolen Revolver einzuführen, und 
zwar ſollen deren 8000 Stück angefertigt werden. Die Herſtellungs⸗ 


koſten einer ſolchen Handfeuerwaffe ſind mit 60 Mark das Stück 


berechnet. k 
Großbritannien, 


| A. A. C. London, 17. Juni. [In der geſtrigen Sitzung des Unter: 
baufes] begannen die Verhandlungen mit der Ueberreichung einer angeb⸗ 
lich von 102,000 Perſonen unterzeichneten Petition ſeitens der Arbeiter⸗Ver⸗ 
treter Macdonald und Burt. Das Haus wird darin erſucht, Mitgliedern 
der königl. Familie keine weiteren Appanagen zu bewilligen, ſo lange nicht 
irgend ein Ausweis über ihr gegenwärtiges Einkommen dem Parlament 
unterbreitet worden. Die enorme Papierrolle, die einem Waaren⸗Colli ähn⸗ 
lich ſah, wurde auf einem Handkarren unter vielem Gelächter und ironiſchem 
Beifall in das Haus gebracht und auf den Tiſch des Hauſes gehoben. 
Wyndham kündigte an, er werde am nächſten Freitag die Aufmerkſamkeit 
des Hauſes auf die Parifer Declaration lenken. Capitän Pim erkundigte 
ch, welche Bewandtniß es mit dem Gerücht von der Abtretung Helgo⸗ 
ands Dr und Herr Disraeli erwiderte, daß nicht die mindeſte Begrün⸗ 
dung dafür vorhanden ſei. In Erwiderung einer Anfrage Sir George 
Campbells betreffs des allgemeinen Ergebniſſes der Miſſion, welche die 
näheren Umftände der Ermordung Margarp's zu unterſuchen hatte, erklärte 
der Unterſtaatsſecretair für auswärtige Angelegenheiten, es 
ſei ein Bericht darüber eingegangen, aber es werde nicht für räthlich erachtet 
denſelben zu veröffentlichen, bevor er nicht von der Regierung in Erwägung 
ezogen worden ſei. John Bright erkundigte ſich, ob die Regierung im 
eſiß von Information über die neue Tragödie in Konſtantinopel ſei. Der 
Premierminiſter Dis raeli erwiderte, es laſſe ſich nicht bezweifeln, daß die 
aus Konſtantinopel gemeldete ſchreckliche Begebenheit wahr fer. Zwei Miniſter 
ſeien ermordet worden, ein Dritter wurde verwundet, und einer ihrer Be⸗ 
gleiter ſei ebenfalls erſchoſſen worden. Es heiße, daß dieſe That ein Act 
der Privatrache gegen den Seraskier, Huſſein Adni Paſcha, der das erſte 


ge Herrichtung eines 


fer geweſen, war, aber es ſei unmöglich eine Meinung über die wirklichen G 


der ſchrecklichen That abzugeben. Sollte die Regierung in den Beſiz 
anten ce, Anfermation gelangen ſo würde er nicht berfehlen, dem Haufe 
davon baldigſt Mittheilung zu machen. 

5 bie ges Mitglied für Rochdale und Secretärdes Cobden Clubs, lenkte 
ſodann die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf das Fiscalſyſtem Maltas, 
unter welchem Cerealien und Vieh mit ſchweren Importzöllen belegt werden. 
Der Importzoll auf Weizen z. B. beläuft ſich auf 10 Schilling per Centner. 
Ein ſolches 00 tem, meinte er, derſtoße gegen die Doctrinen des Freihandels 
und er empfahl für daſſelbe eine Vermoͤgens⸗ und Einkommenſteuer zu ſub⸗ 
fütniren. Schließlich ftellte er einen, die Gröebung von Schutzzoͤllen auf das 
auf der Inſel importirte Getreide und Vieh mißbilligenden Antrag. Ander⸗ 
fon und Rylands reibe Wen denſelben. Sir H. Wolff räumte ein, 
daß die Taxe auf Getreide, Vieh u. ſ. w. eine unangenehme ſei, aber er bob 
hervor, wie ſchwierig es ſei, eine kleine Bevölkerung zu beſteuern, die größten⸗ 
theils aus Seeſabrern beſtehe. Der Unterſtaatsſecretär für die Colonien, 

„Lowther, beſtritt, daß es die Pflicht der britiſchen Regierung fei, die 
rincipien des Freihandels Leuten zu octroyiren, die vielleicht dafür kein 
Verſtandniß hätten oder mit denſelben nicht übereinſtimmten. Die gerügten 
Importzölle erwieſen ſich nicht als ſehr drückend für die W Malta's 

und es ſei außerſt ſchwierig ein Substitut dafür zu finden. Die Regierung 
müſſe es demnach ablehnen, eine Veränderung in dem Fiscalſyſtem Malta’s 
zu bewirten. Der Antrag wurde hierauf mit 130 gegen 84 Stimmen ver⸗ 
worfen. Zunächſt brachte Hopwood das die Ernennung, Jurisdiction und 
unctionen der Friedensrichter regelnde Geſetz, ſowie die Handhabung des 
riminalgeſetzes in ſummariſchen Fallen durch letztere zur Sprache. Nachdem 
=; conſtatirt, daß viel Unzufriedenheit über die Entjepeivungen von Friedens: 
richtern exiſtire, befürwortete er verſchiedene Verbeſſerungen. Der Miniſter 
des Innern rühmte die Weiſe, in welcher die Friedensrichter im Allge⸗ 
meinen ihr ſchwieriges und verantwortliches Amt verrichteſen, räumte aber 
ein, daß die ſummariſche Rechtspflege einer Reform bedürfe, und verſprach 
in nachſter Seſſion einen darauf bezüͤglichen Geſetzentwurf einzubringen, der 
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Abgeordnetenhauſe Veranlaſſung gab. Heute iſt nun endlich vom L 


Der Congreß der Leichenverbrennungs vereine, 
M. 2. Punkt der Tagesordnung bildet eine Beſprechung der Creditfrage. 
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ziehen und alsdann an ihn, Matibias, 85 Thaler zurückzahlen ſollle. Nat 
erfolgter Mittheilung an Frau Hoffmann erklärte mae daß ihr im 
1871 verſtorbener Gm niemals Zahlungsverbindlichkeiten an Matthias 
gehabt und ſtellte ſpäter zeugeneidlich unter Beweis, daß der Schuldſchein 
nicht die Handſchrift ihres Chemannes trage. Bald nach der Ceſſion hatte 
Matthias purch feine Ehefrau ein an ſich ſelbſt adreſſirtes und mit „In⸗ 
liegend 200 Thaler in Kaſſenanweiſungen“ bezeichnetes Couvert ſchreiben 
laſſen, war nach Freiburg gereiſt und gab hier den Brief, natürlich ohne 
Geldeinlage zur Poſt. Bald nach Empfang dieſes Briefes ſchrieb M. an L., 
daß Frau H. 200 Thaler per Poſt geſandt und ſich L. demgemäß mit ſeiner 
Forderung nur an ihn halten möge. Der Angeklagte, welcher in der Vor⸗ 
unterſuchung die ihm zur Laſt gelegte Urkundenfälſchung vollſtändig beſtritten 
hatte, legte dor den Geſchworenen ein ausreichendes Geſtändniß ab, ſo daß 
er ohne Mitwirkung derſelben unter allſeitiger Annahme mildernder Um⸗ 
ſtände zu 4 Monaten Gefängniß verurtheilt wurde. 

Für „neuen ſchweren Diebſtahl“ erbielt der Anſtreicher Auguſt Eduard 
Berthold Kamille 3 Jahr Zuchthaus, Ehrverluſt und Polizeiaufſicht, ſeine 
Ehefrau dagegen wegen „Hehlerei“ 6 Monate Gefängniß. 


allen exiſti dee ien ein Ende ſetzen würde. Damit wnrde der 
Gegenſtand verlaſſen. 
us Barbadoes] wird unterm 14. d. per Telegraph gemeldet: Die 
Legislatur trat heute zuſammen und nahm eine Reſolution an, welche ein⸗ 
ſtimmig die Ernennung einer königl. Commiſſion zur Unterſuchung der jüngſten 
Unruhen und Herrn Pope Henneſſy's Abberufung verlangt, im Falle die 
gegen ihn erbobenen Anklagen begründet werden ſeollten. i 
[Nach D Die Admiralität erhielt geſtern die Meldung, daß 
Commodore Sir W. N. Hawett am 12. Juni das Cap der guten Hoffnung 
7 verlaſſen beabſichtige, um nach Whydad zu ſegeln und die Blokade der 
üſte von Dahomey einzuleiten. Das Blokadegeſchwader wird nicht fo 
ſtark ſein als urſprünglich erwartet wurde, da der „Sirius“ temporär deta⸗ 
chirt worden iſt, um die britiſchen Intereſſen in der Delagoa⸗Bay, wo Ver: 
wickelungen mit den Eingeborenen drohen, zu überwachen. 


Provinzial-Zeitung. 


— d. Breslau, 20. Juni. [V. Generalverſammlung des Ber: 
eins deutſcher Hutfabrikanten.] Der Vorſitzende, Herr Martini 
rel a. M.) eröffnete die heutige 2. Sitzung im Saale des „König bon 

ngarn“ mit der Mitt heilung, daß für die Herren, die heute nicht mit nach 
Liegnitz fahren, eine Bon nach Sibyllenort arrangirt worden fei. Für 
Donnerstag iſt eine Fahrt nach Fürſtenſtein projectirt, falls die nöthige Zahl 
Theilnehmer ſich meldet. Vor Eintritt in die Tagesordnung wird von Herrn 

ana (Leipzig) folgender Dringlichkeits⸗Antrag geſtellt: Die Moden: 
wahlen für den Herbſt werden bis auf Weiteres auch auf Damenfilzhüte 
ausgedehnt. Die Dringlichkeit des Antrages wird anerkannt und derſelbe 
auf die Tagesordnung geſetzt. Den erſten Punkt der Tagesordnung bildet 
die Beſprechung der Zolltariffrage. Referent Dr. Haſſe (Berlin) kommt in 
ſeinem eingehenden oſé zu dem Schluß, daß eine gründliche und fachliche 


Oscar Heinrich Schmidt aus Breslau wurden wegen einfachem und 
ſchwerem Diebſtahl und zwar Erſterer mit 2 Jahren Gefängniß, Letzterer mit 
4 Monaten Gefängniß beſtraft. AR . 

Der Zimmermeiſter Auguſt Heinrich Bariſch hatte unter dem 10. 
October 1874 von dem Seifenfabrikant B. ein Darlehn von 100 Thlr. ver⸗ 
langt. Nach mehrfachen Verhandlungen erklärte ſich der Seifenfabrikant zur 
Darlehnsgebung bereit, wenn Bariſch entſprechende Sicherheit ſtelle. B. frug, 
ob das Accept ſeines Schwagers, des Brauereibeſitzers H., genügen würde 
und brachte, da die Antwort bejahend ausfiel, zwei Tage ſpäter einen von 
ihm ausgeſtellten, von H. angenommenen Wechſel über 100 Zhlr., fällig am 
12. Januar 1875. Der Wechſel wurde am Verfalltage nicht eingelöſt und 
e } up F b gelangte zur Einklagung. Nunmehr beftritt H., den Wechſel acceptirt zu 
Reviſion der Zolltarife auf dem Princip der Reciprocität ftattfinden | haben, und zog B. demgemäß die Wechſelklage zurück. Die Staatsanwalt⸗ 
müſſe. Diesbezügliche Petitionen Einzelner an ihre reſp. Regierungen haben ſchaft hatte jedoch von der Fälſchung Kenntniß erlangt und die Anklage er⸗ 
bislang zu keinem Reſultat geführt. Der Werth des Vereins deutſcher Hut, hoben. Der geſtändige Angeklagte, welcher „große Noth“ als Motiv angab, 
fabrikanten liege darin, daß derſelbe in corpore in dieſer Frage vorgehe. erhielt 4 Wochen Befängnie. 

Noch größeres ee werde ein Vorgehen in . Frage haben, wenn 
alle gewerblichen Verbände in einem Gentralverbande gemeinſam vorgehen. Handel, Induſtrie 26, 


Dazu ſei Gelegenheit geboten, wenn man ſich dem Centralverbande deutſcher » > 
10 11 0 en Berlin, 20. Juni. Die Meldung der „Politiſchen Correfpondenz” aus Wien 


Induſtrieller in Berlin anſchließe. Ueber dieſen Central = Verband N ) gd ! us! 
ſeien vielfach irrthümliche Anſichten verbreitet worden, als ob der⸗ vom Heutigen: „Der ſerbiſche Miniſterrath beſchloß, da die Türkei die ges 
ſelbe ſchutzöllneriſche Tendenzen verfolge. Dies komme wobl daher, | forderten Conceſſtonen nicht gewährt, das zweite Aufgebot der Miliz ſofort 
weil man zum Vorſitzenden des Central⸗Verbandes einen als Sch einzuberuſen. Der Aufmarſch derſelben erfolgte bereits. An der Grenze 
öllner bekannten Herrn, einen Herrn von Kardorff, gewählt hatte. Auf ſind jetzt 70,000 Mann jerbiihe Truppen aufgeſtellt, hatte die Börſe von 
eranlafjung des Redners, welcher ſich im Ausſchuß befindet, iſt erwirkt] ibrer geſtern eingeſchlagenen Feſtigkeit wieder abgedrängt. Wie aber an den 
i vorhergegangenen Tagen die geſchäftliche Thätigkeit ungemein eingeſchränkt 


worden, daß Herr von Kardorff das Präſidium niedergelegt und ein Herr | do I e 2 N 
Reimann daſſelbe übernommen habe. Redner empfiehlt den Beitritt des blieb und die berrſchende Stimmung nur in den Umfägen vereinzelter Effecten 
zum Ausdruck gelangen konnte, ſo waren auch heute eben nur dieſelben der 


Vereins zum Centralverbande. Herr Beer (Liegnitz) führt aus, daß der 5 0 } 

Induſtrielle immer einen gewiſſen Schutzzoll wünſcht und wünſchen müſſe, daß Speculation dienenden Papiere Träger des Verkehrs und der Tendenz. 

dagegen der Engros⸗Händler unter allen Umſtänden möglichſten Freihandel] Beſonders litten Oeſterreichiſche Creditactien, die in ihrem tiefiten Stand 

zu erſtreben ſucht. Die deutſche Preſſe habe leider nur im Intereſſe der letzteren heute 9 M. unter dem geſtrigen Schlußcours notiren. Solch jäde Wechſel 

gewirkt und ſich um die Intereſſen der Fabrikanten wenig und gar nicht geküm⸗ in den Notirungen, wie ſie in den letzten 14 Tagen zu verzeichnen waren, 

mert. Man müſſe des hald auf die Preſſe einen Einfluß zu gewinnen ſuchen. Ein | find aber bei der gegenpärtigen Conſtitution der Börſen durchaus nicht 
geeignet, das geſchäftliche Leben zu fördern und zur günſtigeren Entwickelung 


fernerer Uebelſtand ſei, daß in den geſetzgebenden Koͤrpern zu wenig Fabri⸗ 1 itlid ! | 
kanten ſizen. Denn was berftehe der Kreistichter und der Profeſſor von den zu bringen. Es wird im Gegentheil dadurch die Speculation muthlos und 
die Transactionen bleiben mehr und mehr von den zufällig ſich bietenden 


Intereſſen des Induſtriellen? — Herr Haugk (Leipzig) beantragt, den An⸗ 5 \ 
trag Ha ſſe de räſidium zur näheren ägung zu übergeben und den⸗ Chancen, frühere Verluſte zu repariren, abhängig. Lombarden behaupteten 
BE A I ſich in ihrem geftrigen Niveau mit ziemlicher Feſtigteit, auch der Rüdgan 


ſelben möglichſt zur Ausführung zu bringen. rr Grude (Oldeslos) n g ut zie 
wünſcht md daß die Be direct den Anſchluß an den Central⸗ der Oeſterreichiſchen Staatsbahn iſt nicht gerade bedeutend. Gegen Schlu 


verband ausſpreche. Nach längerer Discuffion wird der Antrag des Herrn 
Benz angenommen. Gleichzeitig wird das Präfivium ermächtigt, über 
300 Mark als Beitrittsgeld zum Centralverbande zu verfügen. — Der 


err 
Dahn (Frankfurt a. O.) kommt als Referent zu dem Schluß, kürzere der 
jährungsfriſten ſeien als das einzige Mittel anzuerkennen, um ein günſti⸗ 
geres Zahlungsverfahren herbeizuführen. Dies müſſe der Reichsregierung 
ur Kenntniß gebracht werden. Herr Bluth (Berlin) iſt entgegengeſetzter 
nfiht. Man dürfe nicht die Regierung anrufen, um ein beſſeres Zahlungs⸗ 
verfahren herbeizuführen, ſondern es müßten die Fabrikanten ſich ſelbſt 
ſchützen und zwar dadurch, daß ſie nicht fo 2 Credit annehmen. 
Auch in induſtriellen Kreiſen habe ſich eine Art Gründerthum einge ⸗ 
niſtet. Jeder, der nur Luſt hatte, ſich zu etabliren, that dies, ohne auch 
nur im Geringſten über ſeine Mittel zu Rathe zu gehen. Er brauchte ja 
nur den leichtſinnig dargebotenen Credit anzunehmen, die Waare wird dann 
verſchleudert und die unausbleibliche Folge iſt der Ruin. Herr Dr. Haſſe 
macht einen Unterſchied zwiſchen „Pump“ und „Credit.“ Der „Pump“ 
müſſe ganz abgeſchafft und der „Credit“ in mäßigem Umfange und zwar 
nur gegen Accept gewahrt werden. Redner 1 Das Praͤſidium wird 
beauftragt, zur Reform des Zablungsmodus dem Vereine geeignete Vor⸗ 
ſchlage zu machen und ſich behufs der Ausführung dieſer Aufgabe zu coop⸗ 
tiren. Auf Antrag des Herrn Nöſſel (Berlin) wird über die Creditfrage 
ſchließlich zur Tagesordnung übergegangen. — Nach Erledigung einiger in⸗ 
ternen Angelegenbeiten kommt der oben mitgetheilte Dringlichkeits⸗ Antrag 
des Herrn Leiſching zur Verhandlung. Nach längerer Discuſſion wird der 
Antrag Yen — Auf Grund des Berichts der Reviſions⸗Commiſſion 
wird dem atzmeiſter, Herrn Rieck (Geſundbrunnen bei Berlin), Decharge 
ertheilt. — Mit der Wahl von Mitgliedern ge Lieferung: und Prüfungs: 
Commiſſion wird die Verſammlung gegen 12 Uhr geſchloſſen. — In einem 
Nebenzimmer des Saales hatte Drechslermeiſter J. G. Burkhardt (Breslau, 
Weidenſtraße Nr. 29) eine Ausſtellung ſeiner Hutformen für Herren⸗ und 
Damenhüte veranſtaltet. a 5 
[Zu den Doctor⸗Promotionen.] Die philoſophiſche Facultät in 
Aa wehrt ſich gegen die Angriffe, welche Mommſen in den „Preußiſchen 


Oeſterreichiſche Nebenbahnen blieben unbelebt, auch in den localen Specula⸗ 
tionspapieren war der Verkehr gering, Disc.⸗Commandit 112,30, ult 112 

bis 11%, Dortmunder Union 3%, Laurahütte 57,75 Gd., ult. 57,75 Br. 
Die auswärtigen Staatsanleihen notiren zwar fait ſämmtlich niedriger, waren 
doch aber im Allgemeinen recht feſt und gingen auch ziemlich lebhaft um. 
Die Hauptumſatze haben Oeſterreichiſche Renten und 1860er Looſe aufzu⸗ 
weiſen, aber es waren auch Türken und Italiener nicht ganz unbelebt. Für 
Ruſſiſche Wertbe zeigte ſich die Stimmung ſchwach. Pfd. Sterling⸗Anleihen 
angeboten und matt, auch Prämien⸗Anleihen niedriger, Preußiſche Fonds ſtill 
und meiſt unverändert, andere deutſche Staatspapiere blieben ebenfalls ruhig, 
Baieriſche und Badiſche Prämienanleihe beliebter. In Eiſenbahnprioritäten 
blieb der Verkehr geringfügig, von Pr. Deviſen waren 4% % bevorzugt, von 
Oeſterr. blieben Lombardiſche, Albrechtsbahn, Kaſchau⸗Oderberger in guter 
Frage. Auf dem Eiſenbahn⸗Actien⸗ Markte ſtagnirte der Verkehr fait 
gänzlich. Anhalter anfänglich feſt, ſchließen aber mit höherem Briefcours. 
Potsdamer, Halberſtädter und Stettiner ſchwach. Leichte Bahnen ganz ver⸗ 
nachläſſigt. Berlin Dresdener böher, Norhhauſen⸗Erfurt in einigem Verkehr, 
Rumänen matt. Prioritäts⸗Stamm⸗Actien blieben ſehr ſtill, behaupteten 
aber gute Feſtigkeit. Halberſtädter B. beliebt. Bankactien febr ſtill. Leip⸗ 
ziger Credit anziehend, Industriebank für Bergbau und Metropole ber 
gehrt, Coburger Creditbank lebhaft und böher. Oldenburger Spare 
bank mehrere Procente niedriger und angeboten. Centralbank für Bauten 
und Antwerpener Centralbank matter. Induſtriepapiere unbelebt, Landré 
böher und gefragt, Continental⸗Pferdebahn in guter Frage, a Pferdes 
bahn etwas gewichen, Viehhof behauptet, Weſtend und Centralſtraße begehrt, 
Flora offerirt, Berliner Eiſenbahnbedarf ziemlich rege und ſteigend, Gelſen⸗ 
kirchen etwas beſſer, Pluto ging zu höherem Courſe um. — Um 2% 7 
Geſchäftslos. Credit 248, Lombarden 149%, Franzoſen 455, Reichsbank 155, 
Disconto⸗Commandit 112, Dortmunder Union 3,75, Laurahütte 57%, Kölns 
Mindener 101, Rheiniſche 117%, Bergiſche 83%, Rumänen 18% , Türken 11. 


Berlin, 20. Juni. [Wollmarkt.] Das Geſchäft war heute flau und 
Preite — 1 der — — = eg und zu va men berabgeſetzten 
1 - reifen als geftern verkauft. Einzelne, und zwar beſſere Partien ginge 
abrbüchern“ in Betreff der Doctor» Promotionen gegen fie ausgeſprochen weil man ſich über den Preis nit einigen — — Lager. Der Markt 
batie. Eine Stelle, auf Breslau bezüglich, lautet in dieſer Erklärung fol⸗ kann als beendet angeſehen werden. Es iſt beute ein Rückſchlag von 2 dis 
gendermaßen: „Wir haben endlich ſeit zwei Jahren allen Grund zu der 3 Thlr. gegen den erſten Tag durchſchnittlich auf alle Wollen zu notiren. 
Annahme, daß auch in Deutſchland mindeſtens Eine Fabrik falſcher[Die Wäſche war im Allgemeinen durchaus befriedigend. Angeſichts der durch 
Doctordiplome befteht, und zwar allem Anſchein nach in Schlefien, in Breslau, die Londoner Auction beeinträchtigten Kaufluſt, auf welche der flauere Vers 
in der Reſidenz des „Director Claiſé“, der die Kunſt beſigt, Doctordiplome lauf des beutigen Tages zurückzuführen iſt, kann der ſchnelle und durch⸗ 
ſowohl in der Präſenz⸗ wie in der Abſenzform für „10 f.“ zu beſchaffen.] schnittlich befriedigende Verlauf des Marktes wohl der überſichtlichen Lagerung 
Wir erwähnen nur eine Thatſache. Unterm 21. April 1874 erging an uns und der dadurch gebotenen Verkehrserleichterung zugeſchrieben werden. Die 
eine Requiſition des Königlichen Polizei « Anwalts zu Breslau in „Unter: Abhaltung des Wollmarktes auf dem Viehhofe kann jo nur als vortheilhaft 
ſuchungsſachen gegen den Apotheker Th. Werner in Breslau, wegen bezeichnet werden. 
unbefugter Fühuung des Doctortitels“; das „Jenaer Doctordiplom“, Die Geſammtzufuhr nach bier belief ſich in runder Summe auf 78,000 
das der Angeklagte beſaß, war als Corpus delieti der Requiſition] Center, hiervon find auf Stadtläger gegangen 43,000 Gtr. und nach dem 
beigelegt, und erwies ſich ſowobl aus unſeren Acten wie durch Viehhof 35,000 Etr. Von letzteren ſind per Viehhofsbahn 22,000 Ctr. herz 
ſich ſelbſt als eine Feu ng Die darin vorkommenden Namen von angeſchafft. Die alten mit übernommenen Läger betragen 10,000 Etr, In⸗ 
Sau Profeſſoren (I. B. Blubme) waren erdichtet; auch an einem landiſche und 6000 Ctr. Cap-Wollen, fo daß das Geſammtauantum der zur 

iegel fehlte es nicht, das freilich bei feiner Rohbeit nicht einmal die Kunft Wollmarklszeit in Berlin befindlich geweſenen Wollen 94,000 Cir., gegen 
des Fälſchers bewundern ließ. Ob die „Unterſuchung“ des, Polizeianwalts“ | 112,000 Etr. im Vorjahre, beträgt. Es iſt ſomit ein Minus von 18, 
in Breslau über dieſen Einzelfall binausgegangen iſt oder dat hinausgehen Centner zu regiſtriren. Als letzte Preiſe find anzugeben: Feine Tuchwollen 
können, face 15 eng 5 93 gr Mid in die Kiel 6—60 Thlr.; untergeordnete Qualitäten 49—52 Thlr.; Kammwollen, 
egenſatz zu Herrn ommſen, ſehr da ex freuen, enn die oli welche wege 1 I e 
genen r N 75 Zurückhaltung der Spinner ſehr wenig umgeſetzt wurden, 


itt itt den kö außer 
chritte, und wenn Mittel gefunden werden könnten, um auch auf auß London, 20. Juni, Abends. T Moll⸗Nuctlon-! 407,000 Ballen. 


deutſchem Gebiete, in England und in Nordamerika, gegen alle ähnlichen a \ 

Betrügereien wirkſam vorzugehen.“ Mäßige Zahl von Käufern; flau. Auſtraliſche 1/½ bis 2, Capwollen 
8 Breslau, 20. Juni. [Schwurgericht.] Bei dem geringen Inter: 4 dune . BAER 2 

eſſe, welches die diesmaligen Verhandlungen bieten, können wir wiederum [Südbahn.] Der Zuſatzvertrag zur Baſeler Convention, welcher am 

eine ganze Anzahl von Anklageſachen in einen Bericht zuſammenfaſſen. 17. 5 hu Rom unterzeichnet wurde, lautet dem „W. Tgbl.“ zufolge fol⸗ 

gendermaßen: 

Art. 


m Mittwoch ſtand ein ganzes Conſortium von 6 Perſonen unter der 0 - 5 
1. Das zu Paris am 11. Juni 1876 zwiſchen den Herren Correnti 


Anklage des wiederholten ſchweren Diebſtahls reſp. Heblerei. Die vielfach I i f 
beſtraften Arbeiter Johann Carl Freitag, Carl Gottlieb Bartſch, Friedrich und Baron Rothſchild getroffene Uebereinkommen über den probiforiihen 
Betrieb des oberitalieniſchen Bahnnetzes tritt, ſobald die Baſeler Convention 


Wilhelm Schattmann und Auguſt Scholz, auch Päbſch genannt, hatten rie ital. hen 2 0 
außer mehrfachen Diebſtählen, die in Wohngebäuden und zum Theil unter | gebilligt und ratificirt fein wird, unter den nachſtehenden Modalitäten in 
erſchwerenden Umſtänden ftattgefunden, wiederholt Diebſtähle in der Art Wirkſamkeit : ; 2 
verübt, daß fie auf der Trebnitzer Chauſſee auf Fracht⸗ und Landwagen] Art. II. Bei der Inventarsbildung des beweglichen Materials werden 
fliegen und durch gemeinſame Hilfe meiſt unbemerkt von den Beſitzern Fracht: | die Koſten anzugeben — die nothwendig find, daſſelde in den emiſprechen⸗ 
—.— mitunter von bedeutender Schwere und Werth, entwendeten. Der den Betriebsſtand zu ſetzen. Als in dieſem Stande befindlich und ſomit zum 
eſtaurateur Carl Berger und die verehelichte Johanng F. ſollten einen 
Theil der geſtohlenen Sachen, wiſſend, woher dieſelben ſtammten, für ein 
Billiges an ſich gebracht haben. Mit Ausnahme der verehelichten F. wurden 
ſämmtliche Angeklagte durch den Spruch der Geſchworenen für „Schuldig“ 
erklärt und Freitag zu 3 Jahren, Bartſch zu 6 Jahren, Schattmann zu 
5 Jahren und Scholz zu 4 Jahren Zuchthaus, fowie alle Vier zu den ent⸗ 
ſprechenden Nebenſtrafen berurtbeilt; Berger erhielt 8 Wochen Gefängniß. 
Der Arbeiter Friedrich Wilhelm Matthias ſchuldete an die Gaſtwirth 
Ludwig'ſchen Eheleute zu Pöpelwitz 100 Thlr. Da er dieſelben nicht bezahlen 
konnte, fo verpfändete er im Sabre 1871 einen über 250 Thlr. lautenden, 
von Johann Hoffmann zu Sorgau im Jahre 1868 ausgeſtellten Schuld⸗ 
ſchein an Ludwig. Bis zum Jahre 1874 war noch keinerlei Zahlung erfolgt 
und cedirte nunmehr Matthias aus dem gedachten Schuldſchein die Summe 
von 200 Thaler unter der Abmachung, daß Ludwig den ganzen Betrag ein⸗ 


E 


30. Juni 1876 nicht in Reparatur befindet und während des darauf fol⸗ 
genden Monats Juli in Verwendung bleiben kann, ohne reparaturbedürftig zu 
werden. Dieſes Material wird der Geſellſchaſt mittelſt Conſignation für die 
ganze Dauer des proviſoriſchen Bahnbetriebes übergeben, wogegen dieſe ſich 
verpflichtet, daſſelbe nach Ablauf des Proviſoriums in dem gleichen brauch⸗ 
baren Zuſtande zurückzuſtellen. 

Art. III. Die Regierung und die Geſellſchaft werden gemeinſchaftlich 
eine Commiſſion entſeuden, um den Zuſtand der Linie und der Immobilien, 
welche laut der Baſeler Convention in den Beſitz des Staates übergehen 
ſollen, protokollariſch aufzunehmen. 8 

Art. IV. Nach Ablauf der Zeit, während welcher die Geſellſchaft noch 
den Bahnbetrieb pachtweiſe leitet, wird abermals eine gemiſchte Commiſſton 


Jahre 


der Börſe veranlaßten Deckungskäufe den Eintritt einer feſteren Stimmung. 


Betriebe tauglich wird dasjenige Material zu betrachten ſein, welches ſich am 


entſendet werden, um den eventuellen Zuſtand der Linien, der Immodilien 
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Tagearbeiter Guſtav Herden aus Waldenburg und Klempinergeſelle 
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und des beweglichen Materials aufzunehmen und die Calſchätigun . 
— 5 wel, ed Staat an Abnütung — — af m. 


wird. 

Art. V. Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, während des proviſoriſchen 
Bahnbetriebes alle ordentlichen und außerordentlichen Koſten des Betriebes, 
der Inſtandhalkung und der Reparaturen zu tragen, jene Koſten ferner, 
welche dem Staate aus der Ueberwachung und der Controlirung des Be⸗ 
tiebes erwachſen, weiteres die directen und indirecten Steuern, die öffent 
lichen Ankündigungen, die ee e die Ergänzung des beweg⸗ 
lichen Materials der Maſchinen, die Ausbeſſerung der Bahnhöfe und der 
Werkſtätten und überhaupt alle Ausgaben, mit alleiniger Ausnahme der fol⸗ 
genden, welche die italieniſche ö tragen hat, und zwar ſind dies: 

Die Koſten für die Vermehrung der Routen und für neue Conſtructionen, 
für die Vermehrung des mobilen Materials und überhaupt alle Koſten. welche 
nicht ausdrücklich als der Geſellſchaft zur Laſt fallend bezeichnet worden find. 

Art. VI. Es ſteht der italieniſchen Regierung frei, die im Artikel III. 
des Uebereinkommens erwähnten 12 Millionen abzuziehen bei Bezahlung 
der Summe, mit denen die Regierung in Folge der Baſeler Convention 
gegenüber der Geſellſchaft belaſtet werden wird. 

Art. V Die an das Haus Rothſchild als den Repräſentanten der Ge⸗ 


ſellſchaft geleiſteten Zahlungen werden angeſehen, als wären fie unmittelbar £ 


an die Geſellſcheft erfolgt. ar 

Art. VIII. Der Betrieb (exploitation) wird denſelben Reglements unter: 

2 fein, welche bis jetzt in Kraft waren. 

rt. IX. Die auf den Betrieb bezüglichen Verträge, welche nach dem 
Art. 18 der Baſeler Convention zu Laſt und Nutzen der Regierung über⸗ 
tragen werden ſollten, bleiben bis zum Ablauf des Pachttermines zu Laſt 
und Nutzen der Geſellſchaft. 
Art. X. Die Geſetze und Vorſchriften bezüglich der öffentlichen Arbeiten 
in Italien werden von der Geſellſchaft eingehalten. Dieſe Verpflichtung be⸗ 
ſteht auch hinſichtlich jedes neuen Geſetzes auf dieſem Gebiete. 

Art. XI. Die beſtehenden Uebereinkommen für den Poſt⸗ und Telegra⸗ 
pbendienſt bleiben aufrecht. a 

Art. X Der General⸗Betriebsdirector wird vom Staate nach eingeholter 
Meinungsäußerung der Geſellſchaft ernannt. 

Art. XIII. Rechtsſtreitigkeiten werden vor den regelmäßigen Gerichten 
des Königreiches ausgetragen. Die Geſellſchaft wird auch hinſichtlich der 
Conſequenzen dieſer Convention durch denſelben Vertreter repräſentirt, der 
nach dem Art. 28 der Baſeler Convention ſeinen Sitz in Rom haben wird. 

Art. XIV. Regierungscommiſſäre werden das Rechnungsweſen der Ge⸗ 
ſellſchaft während des proviſoriſchen Betriebes nach den feſtzuſtellenden Re⸗ 
geln controliren. 5 

Art. XV. Die Begünſtigung hinſichtlich der Eintragungskoſten gilt auch 
für dieſen Vertrag. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolf's Telegr.⸗Bureau.) 

Peſt, 20. Juni. Der ungariſche Reichstag iſt bis zum 28. Sep: 
tember cr. vertagt. 

Verſailles, 20. Juni, Abends. Die Deputirtenkammer nahm 
den Geſetzentwurf an, betreffend die Anleihe der Stadt Paris von 
120 Millionen. Turquet (Linke) verlas den Bericht der Commiſſton 
über die Wahl des Capitäns Mun in Pontioy, worin er beantragt, 
die Wahl wegen Wahlbeeinfluſſung der Klerikalen ungültig zu er⸗ 
klären. Die Discuſſton über den Antrag findet fpäter ſtatt. In 
parlamentariſchen Kreiſen wird eine Kammervertagung Mitte Juli 
angenommen und der Wiederzuſammentritt im November zur Budget 
berathung. 

London, 19. Juni. Unterhaus. Der Unterſtaatsſecretär des Aeußern, 
Bourke, erklärte auf eine bezügliche Anfrage Duff's, die engliſche Regierung 
werde keine Gelegenheit vorübergehen laſſen, die ſpaniſche Regierung aufzu⸗ 
baden z dem Art. 11 der Verfaſſung, betreffend die Toleranz in Religions⸗ 

ſachen die weiteſte . zu geben. — Auf eine weitere Anfrage Han⸗ 
bury's erklärte Bourke, die Regierung ſtehe in n dem Ge⸗ 
ſandten in Athen wegen der Ausführung des Art. 8 des Vertrages vom 
29. März 1864, betreffend die Erfüllung der noch aus der en des engliſchen 
Beſitzſtandes herrührenden Verpflichtungen der joniſchen Inſeln, insbeſondere 

auch bezüglich der griechiſchen Staats 
die Mächte wenden, welche jenen Vertrag garantirt hätten, und die darauf 
bezügliche diplomatiſche Correſpondenz dem Haufe vorlegen, ſobald dieſelbe 
vollſtändig ſei. — Auf eine Anfrage Gorſt's erwiderte Bourke endlich, Derby 
babe den peruaniſchen Geſandten darauf aufmerkſam gemacht, daß die Feſt⸗ 
nebmung des Capitäns des Schiffes „Talisman“ nicht gerechtfertigt ſei und 
zugleich ſich über die wenig freundſchafiliche Haltung, die die peruaniſche Re: 
gierung bei dieſer Angelegenheit gezeigt habe, beklagt. Die Erklärung Bourke s 
wurde vom Hauſe beifällig aufgenommen. 

Madrid, 20. Juni. Der Senat hat das Amendement Silva's, 
betreffend die vollſtändige Abſchaffung der Fueros, mit 111 gegen 24 
Stimmen abgelehnt. 

Petersburg, 20. Juni. Der Herzog Georg von Mecklenburg⸗ 
Strelitz iſt heute Morgen geſtorben. 

Waſhington, 20. Juni. Der Senat beſchloß den Proceß Belknap 
bis zum 6. Jult zu vertagen. 


(Aus L. Hirſch's Telegr.⸗Bureau.) 

Köln, 20. Juni. Die „Köln. Zeitung“ bringt ein Telegramm 
aus Peſt vom heutigen Tage, demzufolge „Peſti Naplo“ officiös meldet: 
Rußland unterbreitet den Mächten ein neues verſchärftes Memo⸗ 
randum. Oeſterreich vermittelt und wünſcht Englands Zuſtimmung. 
Eine dies bezügliche Vereinbarung der Nordmächte iſt noch nicht 
erfolgt. 


* Breslau, 21. Juni, 9% Uhr Vorm. Am beutigen Markte blieb 
auch die Stimmung für Gelreide ſehr matt, bei reichlichen Zufuhren, Preiſe 
ſchwach behauptet. . j 

Weizen in ſehr gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 
17,50 bis 19,40—21,70 Mark, gelber 17,30 — 18,50 — 20,30 Mart, feinfte 
Sorte über Notiz bezahlt. 

Roggen nur billiger verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 16,20 bis 17,30 big 
18,30 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezablt. 

Gerſte in matter Haltung, per 100 Kilogr. 14,30 —15,30— 16,30 Mk., 
weiße 16,50--17,30 Mark. a 

afer ſtärker angeboten, per 100 Kilogr. 18,30 — 19,50 — 20,50 Mark, 
feinſter über Notiz. ! ) 
ais ſehr vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 13,10 bis 14,20 Mark. 

Erbſen ohne Angebot, per 100 Kilogr. 17—18— 20,50 Mark. 

Bohnen mehr beachtet, per 100 Kilogr. 14,80 — 15,80 — 16,50 Mark. 

Lupinen unverändert, per 100 Kilogr. gelbe 10,00 bis 11,50 Mark, 

blaue 10,00 —11,50 Mark. 5 
Wicken mehr beachtet, per 100 Kilogr. Te Mk. 


Schlag⸗Leinſaat . 27 — 25 — 22 25 
Winterraps 28 50 27 28 26 50 
Winterrübſen 27 25 26 — 25 25 
Sommerrübſen 28 50 27 50 26 — 
Leindotter 26 — 28 


24 — 

Rapskuchen mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 7,60 — 7,80 Mark, pr. Sep: 
tember⸗October 7.30 Mark. { 

Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 9,80—10 Mark. 

Kleeſamen nominell, rother pr. 50 Kilogr. 50—58—60—63 Mark, 
weißer pr. 50 Kilogr. 58 —60—62—66 Mark, hochfeiner über Notiz. 

bymothee nominell, pr. 50 8 36—39—42 Mark. 

Mehl in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein alt 33,00 —34,00 
Mark, neu 30,75—31,75 Mark, Roggen fein 29,25 —29,75 Mark, Hausbacken 
1 Mark, Roggen ⸗Futtermehl 10 — 11 Mark, Weizenkleie 8 bis 

ark. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 5 


Juni 20. 21. Nachm. 2 U. | Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
c bei e 334%46 333,91 333 45 
wärme s + 19% + 14% + 120,9 
| ud rn 7 ze Mr > 10 1 
9 —ͤ— p 
Er rd Nee e ai 2 50 1 pe 1 
k oo... ——r Tr wolkig. er. wolkig. 
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chuld. Die Regierung werde ſich an? 


RDR dee 


Berliner Börse vom 20. Juni 1876. 


Elsenbahn-Stamm-Aotien, 


weohsel-Course. 

smatordamlOOFL| 8 T J 16,20 d 

do. do. 2 M.] 3 163,40 bs 
London I Letr. 3 M.|2 | 20,376 ba 
Paris 100 Fres, .|8 T.|3 | 80,05 ba 
Potorsburg100SR.| 3 M. G bs 
Waruchau 1008R,|8 T. 6 ½ 266,00 bz 
Wien 100 Fl. . 8 T.] 4½ 168,1 b 
40. do.. . 2 M. 4167.3 bs 


Fonds- und Geld- Course. 


Asato-Anl 4½ Weonsol. 4% 104, 10 bz 
4 4% ige 


0. 

$taats-Schuldscheine, . 3 
Prüm,-Auleihe v. 188803 
Berliner Stadt-Oblig. 
2 (Berliner. 
3 Pommerscho 
4 eee. neue.. 
schles isch 
Kur- u, Neumärk, 
[Pommersche 


& Preussische, ..» «+ 
8 


4TSöchsische, „ ...+ 


Beierische 4% Anleihe/4 


> 5 — 


9.30 ba 


9öln-Mind, Prämionsch'34, 1108,10 bac 
Kurh. 40 Thaler-Loose 248,30 bs 


Badische 36 FL-Loose 135 


br 


Braunschw, Pröm.-Auleibe 83 B 
Oldenburger Looso 135,30 0 


Ducaten 9,63 6 


Napoleons 16.21 B 
Imperiale 16,66 G 
Dollars 4.18 6 


Fremd. Bk. 99,80 6 


eip, — — 


nl. LL. 
Oest. Bkn, 168,48 bz 
Russe, Bku, 266,75 bz 


Hypotbeken-Gertitioate, 


£rupp'schePartial-UbL.|5 
Jukb.Pfd, n 1 % 
4 0. 


o. . 
»ontsche Hyp--B.-Pfb. 4% 
do. do, do. 5 
Kündbr, Cent.-Bod.-Or. Hu 


Inkünd, de. (1872 


102 B 
90 bz 


100,20 bzG 
95,75 b2@ 
101 ba 


190,30 & 
101,60 bz 


do, rücksb. & 110/85 |107,40 bz 
47 bz 


do, III. Em, do, |5 
<öndb,Hyp.Schuld,do.|d 
p. Antf.Nord.-G. C. B 5 
de do, Pfandbr. 6 
Pomm, Hyp.-Briefe . 0 
do. de. II. Em. 8 
dotk. Präm,-Pf. I. Em. ö 
II. Km. 8 


40. 0. 
4e. 8% Pl. rkzlbr. . 110 


5 
40.4% do, do. W. 11% 


do, Hyp.-Ord.-Pfäbr, 
tdb. d. Ost. Bd.-Cr.-Ge. 5 
zahles. Bodencr.-Pfäbr.|5 
do, 40. 4 
Büdd, a 5 


CM © 
Wiener filberpfandbr. 8 


Ausländische Fonds. 
14 9 bad 


do. Papierrento ..» 
(4% %. u. 1. f.. f.) . 
do, 4er Pram,-Anl, . 
40. Lott.-Anl. v. 60. J 


de. Oredit-Loose e. 
co, 64er Loose 7 


«use. Präm.-Anl. v. 


do, do, 186615 
de., Bod.-Ored.-Pfdbr. s 


rola, Liquid.-Ptandbr. 4 
Amerik. rück. p.1881|6 

do, do. 18856 

do, 8% Anleihe „ . 8 
Französische Rente 48 
Ital. neue 5% Anleiheſs 
ital, Tabak-Oblig. 6 
Gaab-Grazer 100 Thlr. L. 4 
Zumanische Anleihe, 8 
Türkische Anleibe . 8 
Gng6%St,-Einonb.-Anl|b 


N 
102,10 b. 
103,10 bad 


72,60 bz 
101,60 b. 
1 B 
91.75 ba 


11,40 bab 
67,70 bz 


Behwedische 10 Thlr.-Loose — — 
Finnische 10 Thlr.-Loose 39,99 d 


Türken-Loose 36 bıB 


Elsenbahn-Prioritäte-Aotien. 


%erg-Mär] e II. 4% — 
do. III, v. Baye 30% 85,50 B 
40 do, 1X] 98 6 


do, { Hoss, Nordbahu 8 


2 
* 


40. do, 
do, do, 
3öin-Minden III. Lit. 

do, II 


t. B. 
do. * 


BEREITET, 


a I I I I IT NT TI] 


do. 
Hallo-Berau-Gubon 


dannover - Altenbeken 4% 


Larkiech-Boseuner «.» 
SM. Staatab. I. Ser. 4 

0. do, II. Sar.|4 
de, do, ObLLwIL|4 


— 


103,75 ba 


89,80 6 
89.56 b2G 


101,16 @ 


do, de, III. Ser. 4 96,75 B 
Iberschlos, A.. 114 —— 
do. B.. 3060 — — 
de, G0. 495,0 B 
do, D.. 93,25 @ 
do. E. 3 d dz 
do, F. 441101 bi@ 
20. G. „50 8 
40. H.. 104.70 bzB 
do. „ von 186% 103,90 bad 
do, von 1878., 4 91,10 6 
do, von 1874, 4% 8 6 
o. Brieg-Naissela | — — 
do, @osel-Oderb.|4 25 
do 103,90 b 
do. Stargard-Pesen — 2 
do. 0. II. 4% 99 8 
do, do. III. Em. 4% 99 6 
do. Ndreschl. Z wgb. a % 76,50 @ 
Jatpreuss. Südbahn . 101,0 8 
Sochte-Oder-Ufer-E. .|6 103,80 bad 
Zchlesw. Elsonbabn. 4% 100 & 
übemnitz-Komotau . |5 | 40,76 bz 
Duzx-Bodenbach. ı . . + 53,80 @ 
do, II. Emission . 6 | 42,66 ban 
Prag-Dux. euer a 0 .* fr, | 23 @ 
Sal, Oarl-Ludw,-Bahn.|6 | 81.90 bz 
do, do. neue |S 78,28 bz 
Xaschau-Oderborg, . 8 669 ba 
Eng. Nordostbahn . 520 8 
Jag. Ostbahn s | 60,30 6 
Gemberg-Orernowits -|5 | 65 @ 
do, do. ILS | 6475 B 
do, do, 111.5 | 55,10 B 
Sährischo Grenzbahn |5 | 61.28 6 
Währ.-Schl, Centralb.|fr, | 16,80 bz 
do, II. ür. — — 
cronpr.- Rudolf, Bahn % | 66,20 br 
Jerterr.-FTranzbzische 3 317, @ 
do. do, II. 3 1299,50 
do, südl, Staatabahnſg 240,7 b 
40. neue 3 240, bz 
de, Obligationen 5 | 76,50 ba 
#azschnu-Wion II. 5 | — — 
40. III. . s | 41,50 B 
40 IV. . 6 86 0 
do, V. . 8 86 0 


Bauk-Discont 3½ „t. 
Lombard-Zinafuss 444 pOt. 


Breslau, 21, Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 14 Cm. U. B. — M. 68 Cm. 
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Frankfurt a. M., 20. Nachm. 2 Uhr. 30 Min. [Schlu 
Sonboner Wege 204, 63, Pente ec 31 00, Wine! Boge 48.40% 
bmiſche Weſtbahn 153%, Eliſabeth⸗Babn 128%, Galizier 171%, Frans 


apierrente 56%. Ruſſ. Bodeneredit 85%, Ruſſen 1872 —. Ruß. An⸗ 
eie — —, Amerikaner de 1885 102%, 1860er Looſe 102%, Iß6der 
Looſe 262, 20. Crevitact.“) 124, Deft. Nationalb. 722, 00, Barmit. Bank 
107, Brüſſeler Bank —, —, Berliner Bankverein 85%, Frankfurter 
Wechslerbant 77%, Dentſchoͤſterreichiſche Bart 91%, Meiningen Bank 
78%, Hahn 'ſche Effectenbank —, Reichsbank 155, . on 
Heil. Ludwigsbahn 99%, Oberbeſſen 72%, Ungariihe Staatslooſe 147, 00, 
do. Schtzw. alte 5% do. neue 82%, Centraf⸗Pacific 92%, Türken —, 
Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 59%. Deutſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actien —. 
— Speculationspapiere auf auswärtige Notirungen matt. 

Nach Schluß der Börſe: Credu⸗Acuien 124%, Framoſen 227, Lom barden 
744, 1860er Looſe —, Cliſabeibbahn —, Franz⸗Joſefsbahn —, Galizier —. 

*) Per medio reſp. per ultimo. 

Nen „ 20. Juni, Nachmittags. [Schluß ⸗Gourſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 114%, Silberrente 58%, Creditactien 123%, Nordweſtbabn —, 
1860er Looſe 102, Frauzoſen 565%, Lombarden 185, Italien. Rente 72%, 
Vereinsbank 117%, Laurahütte —, Commerzbank 5 II. Gmiſſion 


Internationale Bank 84%, Amerikaner de 1885 96%, Köln⸗Mindener St.⸗A. 


Wechſelnotirungen: London lang 20, 39 Br., 20, 33 Gld., London kurz 
20, 50 Br., 20, 42 Gld., Amſterdam 168, 10 Br., 167, 30 Gld., Wen 167, 
00 Br., 165, 00 Gld., Paris 80, 80 Br., 80, 20 Gld., Petersburger Wechſel 
263, 00 Br., 261, 00 Gld. 2 

Hamburg, 20. Juni, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco und 
auf Termine ruhig. Roggen loco flau, auf Termine behauptet. We nen pr. 
Juni 203 Br. 202 Bd., pr. September⸗October pr. 1000 Kilo 209 Br., 208 Gd. 
Roggen pr. Juni 163 Br., 162 Gd., pr. September⸗October pr. 100 Kilo 
160 Br., 159 Gd. Hafer und Gerſte feſt. Rübol feſter, loco 66, pr. October 
pr. 200 Pfd. 64. Spiritus ſtill, pr. Juni 36%, per Juli ⸗ Auguſt 37, 
per Auguſt⸗Sept. 38, pr. September October per 100 Liter 1 8 29. 
Kaffee lebhaft und ſteigend, Umſatz 15,000 Sack. Petroleum feſt, Staubard 
white loco 12, 20 Br., 12, 15 Gd. per Juni 12, 15 Go., per uguite 
December 12, 70 Gd. — Wetter: Warm. 

Liverpool, 20. Juni, Vormittags. 8 (Anfangs richt.) 


ig. 
Middl. Orleans 6%, middl. amerilaniihe 6%, fair Dhollerah 4% 
ab 


Frühjahr —, —, br. Juni 151, 50, pr. September October 155, 00. 


1120 ba pr. 
8 ba — — unberänbert. — Hafer loco feſt, i dis loco per, 2000 Ji Soll 


u „ „ per 
eiße Erbſen per ? P 


k pr. 100 Lit 
loco 100 % 52, 50, pr. Juni⸗Juli 52, 50, pr. Auguſt⸗September 52, 75. 


M. 
205 ½ bez., pr. Juli⸗Auguſt 205% —207 205 ½% M. bez., pr. Auguſt⸗Sep⸗ 
tember ig 8 u 5 Gwen Pelober 246 220875 Wik. bez., 
pr. October⸗November 211211 —210 Mark bez. Gekündigt 3000 Cir. 
N 206 Mk. — Roggen loco 158—190 Mark pro 1000 Kilo 


tember⸗October 
Bahn bez. Gekündigt 
11,000 Etr. Kündigungspreis 159 Mark. — Gerte oce 150 bis 189 N. 


Papp und Holzeementdächer 


werden zu billigſten Preiſen unter langjähriger Garantie fir 
und fertig hergeſtellt, auch Reparaturen gewiſſenhaft ausgeführt und 
ältere Papp⸗, Zink⸗ und Eiſendächer durch einen feſiſißenden An: 
ſtrich dauernd conſervirt, — außerdem Asphaltirungen jeder Art 
übernommen und hält feld Lager von beſter Dachpappe, 18770 


ement, Deckpapier, Theer, Nägel c. 

i Breslauer edachungs⸗Comptoir 
von Carl Mannich, Bahnhofsſtraße Nr. 11. 
Liebichshöhe. Steppdecken, Steppröde 
Heute Abend: [6686] . 1 — u. 5 ertigt = 


Gemengte Speiſe. d zn. 


BVerantwortli Redacteur: Dr. Stei 
Deud ben Graf. Warih u. Jog. Ul. Frier) in Dretlan 


